
1378 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen de~ Nationalrates XVIII. GP 

Nachdruck vom 16. 12. 1993 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz, mit dem das Notarversi­
cherungsgesetz 1972 geändert wird (7. Novelle 

zum Notarversicherungsgesetz 1972) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Notarversicherungsgesetz 1972, BGBI. 
Ni". 66, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBI. Nr. 110/1993, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Z 5 lautet: 
,,5. Eh em al i ger Not a r: ein Notar, dessen 

Amt erloschen ist und der eine Alters(Be­
rufsunfähigkeits)pension (§§ 47 und 51 
NVG 1972) bezieht." 

2. Die bisherigen Z 5 bis 12 des § 2 erhalten die 
Bezeichnung 6 bis 13. 

3. § 2 Z 11 (neu) lautet: 
,,11. Pe n s ion: die Berufsunfähigkeitspension 

(§ 47 NVG 1972), die Alterspension (§ 51 
NVG 1972), die Witwen(Witwer)pension 
(§ 54 NVG 1972), die Waisenpension (§ 57 
NVG 1972) und die Pension bei Haft (§ 25 
Abs. 3 NVG 1972)." 

4.§ 2 Z 13 (alt) wird aufgehoben. 

5. Im § 7 Abs. 1 letzter Satz wird der Klammer­
ausdruck ,,(§ 76 des Einkommensteuergeset­
zes 1972)" durch den Klammerausdruck ,,(§ 76 des 
Einkommensteuergesetzes 1988)"· ersetzt. 

6. § 26 wird aufgehoben. 

7. § 32 erster Satz lautet: 

"Der Anspruch auf eine laufende Leistung erlischt 
ohne weiteres Verfahren mit dem Ablauf der 
Höchstdauer des Anspruches auf Berufsunfähig­
keitsgeld, mit dem Tod des Anspruchsberechtigten, 
mit der Verheiratung der pensionsberechtigten 
Witwe (des pensionsberechtigten Witwers) bzw. des 
früheren Ehegatten, mit dem Wegfall der Voraus­
setzungen für die Annahme der Verschollenheit, mit 
der Vollendung des 18. Lebensjahres des An­
spruchsberechtigten auf Waisenpension bzw. des 
Kindes, für das ein Kinderzuschuß gewährt wird." 

8. § 53 lautet: 

"Hinterbliebenenpensionen 

§ 53. Als Hinterbliebenenpensionen werden Wit­
wen(Witwer)pensionen und Waisenpensionen ge­
währt." 

9. § 54 lautet: 

"Witwen(Witwer)pension 

§ 54. (1) Anspruch auf Witwen(Witwer)pension 
hat nach dem Tod des versicherten Ehegatten 

1. die Witwe (der Witwer), 
2. der frühere Ehegatte, dessen Ehe· mit dem 

Versicherten für nichtig erklärt, aufgehoben 
oder geschieden. worden ist, wenn ihm der 
Versicherte zur Zeit seines Todes Unterhalt 
(einen Unterhaltsbeitrag) auf Grund eines 
gerichtlichen Urteiles, eines gerichtlichen 
Vergleiches oder einer vor der Auflösung 
(Nichtigerklärung) der Ehe eingegangenen 
vertraglichen Verpflichtung zu leisten hatte, 
sofern der Ehegatte nicht eine neue Ehe 
geschlossen hat. 

(2) Anspruch auf Witwen(Witwer)pension be­
steht nicht, wenn die Ehe in einem Zeitpunkt 
geschlossen wurde: 

1. in dem der Ehegatte das 65. Lebensjahr 
überschritten hat oder 

2. in dem der Ehegatte das 45. Lebensjahr 
überschritten hat, sofern er darnach erstmalig 
in die notarielle Praxis eingetreten ist und die 
Ehe nach diesem erstmaligen Eintritt geschlos­
sen wurde, oder 

3. in dem der Ehegatte einen bescheidmäßig 
zuerkannten Anspruch auf eine Berufsunfä­
higkeitspension hatte. 

(3) Abs. 2 gilt nicht, wenn aus der Ehe ein Kind 
hervorgegangen ist oder hervorgeht oder durch die 
Eheschließung ein Kind legitimiert worden ist. 
Abs. 2 Z 3 gilt ferner nicht, wenn die Ehe 
mindestens drei Jahre gedauert hat. Abs. 2 Z 2 gilt 
nicht, wenn die Ehe nach Eintritt des Ehegatten in 
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die notarielle Praxis bis zum Eintritt des Versiche­
rungsfalles mindestens 15 Jahre gedauert hat. 

(4) Anspruch auf Witwen(Witwer)pension steht 
nur zu, solange der Witwe (dem Witwer) bzw. dem 
früheren Ehegatten auf Grund einer Ehe, die der 
Ehe mit dem Versicherten voranging, nicht eine 
Witwen(Witwer)pension gebührt, deren Höhe die 
Witwen(Witwer)pension nach Abs. 1 erreicht .. Ist 
die Pension auf Grund der früheren Ehe niedriger, 
so wird die Pension nach Abs. 1 in der Höhe des 
Unterschieds betrages gewährt." 

10. § 55 lautet: 

"Witwen(Witwer)pension; Ausmaß 

§ 55. (1) Die Witwen(Witwer)pension beträgt 
1. für die Witwe (den Witwer) und fUr den 

früheren Ehegatten, bei dem die V orausset­
zungen nach Abs. 6 zutreffen, 60 vH, 

2. fUr den früheren Ehegatten, bei dem die 
Voraussetzungen nach Abs. 6 nicht zutreffen, 
50vH 

der Pension, auf die der Versicherte bei seinem Tod 
Anspruch gehabt hat oder gehabt hätte. 

(2) Wurde der Tod des Versicherten durch einen 
Dienstunfall verursacht, so ist die fUr die Bemessung 
der Witwen(Witwer)pension maßgebende Pension 
nach Abs. 1 um einen 360 Versicherungsmonaten 
entsprechenden Steigerungsbetrag einschließlich 
der Versicherungsmonate, die aus dem Grund des 
Dienstunfalles im Steigerungsbetrag bereits berück­
sichtigt wurden, zu erhöhen: § 48 Abs. 6 und 7 ist 
entsprechend anzuwenden. . 

(3) Die Witwen(Witwer)pension nach Abs. 1 Z 2 
darf den gegen den Versicherten bei seinem Tod 
bestehenden Anspruch auf Unterhalt (Unterhalts­
beitrag) sowie die der Witwe (dem Witwer) aus 
demselben Versicherungsfall gebührende Wit­
wen(Witwer)pension nicht übersteigen. 

(4) Die Witwen(Witwer)pensionen nach Abs. 1 
Z 1 und 2 dürfen zusammen nicht höher sein als die 
Pension, auf die der Versicherte bei seinem Tod 
Anspruch gehabt hat oder gehabt hätte, und zwar 
unter Berücksichtigung einer Erhöhung des Steige­
rungsbetrages nach Abs. 2; andernfalls sind sie 
innerhalb dieses Höchstausmaßes verhältnismäßig 
zu kUrzen. Dabei gebUhrt eine Witwen (Wit­
wer)pension nach Abs. 1 Z 1 jedenfalls mindestens 
im Ausmaß des nach Abs. 5 jeweils geltenden 
Mindestbetrages. 

(5) Die Witwen(Witwer)pension nach Abs. 1 Z 1 
gebUhrt mindestens im Ausmaß von je 10000 S; an 
die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines 
jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf § 21 mit 
dem jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 20) verviel­
fachte Betrag. 

(6) Abs. 3 ist nicht anzuwenden, wenn 
a) das auf Scheidung lautende Urteil den 

Ausspruch nach § 61 Abs. 3 des Ehegesetzes 
enthält, 

b) die Ehe mindestens fünfzehn Jahre gedauert 
und 

c) der frühere Ehegatte im Zeitpunkt des 
Eintrittes der Rechtskraft des Scheidungsur­
teiles das 40. Lebensjahr vollendet hat. 

Die unter lit. c genannte Voraussetzung entfällt, 
wenn 

aa) der frühere Ehegatte seit dem Zeitpunkt 
des Eintrittes der Rechtskraft des Schei­
dungsurteiles erwerbsunfähig ist oder 

bb) nach dem Tode des Mannes (der Frau) 
eine Waisenpension für ein Kind im 
Sinne des § 57 Abs. 2 bis 4 anfällt, sofern 
dieses Kind aus der geschiedenen Ehe 
stammt oder von den Ehegatten gemein­
sam an Kindes Statt angenommen 
worden ist und das Kind in allen diesen 
Fällen im Zeitpunkt des Todes des 
Mannes (der Frau) ständig in Hausge­
meinschaft (§ 57 Abs. 2 letzter Satz) mit 
dem früheren Ehegatten lebt. Das 
Erfordernis der ständigen Hausgemein­
schaft entfällt bei nachgeborenen Kin­
dern." 

11. § 56 lautet: 

,,Abfertigung einer Witwen(Witwer)pension 

§ 56. (1) Der Bezieherin (Dem Bezieher) einer 
Witwen(Witwer)pension, die (der) sich wiederver­
ehelicht hat, gebührt eine Abfertigung in Höhe des 
70fachen der Witwen(Witwer)pension, auf die sie 
(er) im Zeitpunkt der Schließung der neuen Ehe 
Anspruch gehabt hat. 

(2) Wird die neue Ehe durch Tod des Ehegatten 
oder durch Scheidung oder Aufhebung aufgelöst 
oder für nichtig erklärt, so lebt der Anspruch auf die 
Witwen(Witwer)pension aus der früheren Ehe 
wieder auf, wenn 

1. die Scheidung oder Aufhebung nicht aus dem 
alleinigen oder überwiegenden Verschulden 
des den Anspruch erhebenden Ehegatten 
erfolgte oder 

2. bei Nichtigerklärung der Ehe der den 
Anspruch erhebende Ehegatte als schuldlos 
anzusehen ist. 

Das Wiederaufleben des Anspruches tritt mit dem 
der Auflösung (Nichtigerklärung) der letzten Ehe 
folgenden Monatsersten, frühestens jedoch mit dem 
Monatsersten ein, der dem Ablauf von fünf Jahren 
nach dem seinerzeitigen Wegfall der Pension folgt. 
Der Anspruch auf Witwen(Witwer)pension aus der 
früheren Ehe lebt nicht wieder auf, solange der 
Witwe (dem Witwer) bzw. dem früheren Ehegatten 
auf Grund der letzten Ehe eine Versorgung gebührt, 
deren Höhe die abgefertigte Witwen(Witwer)pen­
si on (Abs. 1) erreicht. Ist die Versorgung auf Grund 
der letzten Ehe niedriger, so wird die wiederaufge­
lebte Pension in der Höhe des Unterschiedsbetrages 
gewährt." 
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12. § 59 erster Satz lautet: 

"Die Witwe (Der Witwer) bzw. der frühere 
Ehegatte und die Waisen des Versicherten haben 
Anspruch auf Abfindung, sofern Hinterbliebenen­
pensionen nur mangels Erfüllung der allgemeinen 
Voraussetzung (§ 46) nicht gebühren." 

13. § 60 Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Anspruch auf Bestattungskostenbeitrag hat nach 
dem Tod des Versicherten, des Empfängers einer 
Alters(Berufsunfähigkeits)pension oder der Witwe 
(des Witwers) (§ 54 Abs. 1 Z 1) derjenige, der die 
Kosten der Bestattung bestritten hat, bis zur Höhe 
dieser Kosten." 

14. § 60 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Der Bestattungskostenbeitrag beträgt 
1. beim Tod des Versicherten oder Empfängers 

einer Alters(Berufsunfähigkeits)pension das 
Neunfache, 

2. beim Tod der Witwe (des Witwers) (§ 54 
Abs. 1 Z 1) das Viereinhalbfache 

des im Zeitpunkt des Todes des Versicherten bzw. 
des Empfängers . einer Alters(Berufsunfähig­
keits)pension bzw. der Witwe (des Witwers) (§ 54 
Abs. 1 Z 1) jeweils nach § 48 Abs. 1 Z 1 als 
Grundbetrag geltenden Betrages." 

15. § 60 Abs. 3 Z 1 lautet: 
,,1. der Witwe (dem Witwer) (§ 54 Abs. 1 Z 1)" 

16. Nach Abschnitt III des Zweiten Teil wird 
folgender Abschnitt IV angefügt: 

"ABSCHNITT IV 

Schadenersatz und Haftung 

Übergang von Schadenersatzansprüchen auf die 
Versicherungsanstalt 

§ 64 a. (1) Können Personen, denen nach den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes Leistungen 
zustehen, den Ersatz des Schadens, der ihnen durch 
den Versicherungsfall erwachsen ist, auf Grund 
anderer gesetzlicher Vorschriften beanspruchen, 
geht der Anspruch auf die Versicherungsanstalt 
insoweit über, als diese Leistungen zu erbringen hat. 
Ansprüche auf Schmerzengeld gehen auf die 
Versicherungsanstalt nicht über. 

(2) Die Versicherungsanstalt kann Ersatzbeträge, 
die der Ersatzpflichtige dem Versicherten oder 
seinen Hinterbliebenen in Unkenntnis des Übergan­
ges des Anspruches gemäß Abs. 1 geleistet hat, auf 
die nach diesem Bundesgesetz zustehenden Lei­
stungsansprüche ganz oder zum Teil anrechnen. 
Soweit hienach Ersatzbeträge angerechnet werden, 
erlischt der nach Abs. 1 auf die Versicherungsanstalt 
übergegangene Ersatzanspruch gegen den Ersatz­
pflichtigen. 

(3) Die Versicherungsanstalt kal)n einen im Sinne 
der Abs. 1 lind 2 auf sie übergegangenen Schadener­
satzanspruch gegen einen Dienstnehmer, der im 
Zeitpunkt des schädigenden Ereignisses im selben 
Notariat wie der Verletzte oder Getötete beschäf­
tigt war, nur geltend machen, wenn 

a) der Dienstnehmer den Versicherungsfall 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht hat 
oder 

b) der Versicherungsfall durch ein Verkehrsmit­
tel verursacht wurde, für dessen Betrieb auf 
Grund gesetzlicher Vorschrift eine erhöhte 
Haftpflicht besteht. 

In den Fällen der lit. b kann die Versicherungsan­
stalt den Schadenersatzanspruch unbeschadet der 
Bestimmungen des § 64 b über das Zusammentref­
fen von Schadenersatzansprü~hen verschiedener 
Versicherungsträger und den Vorrang eines gericht­
lich festgestellten Schmerzengel~anspruches nur bis 
zur Höhe der aus einer bestehenden Haftpflichtver­
sicherung zur Verfügung stehenden Versicherungs­
summe geltend machen, es sei denn, daß der 
Versicherungsfall durch den Dienstnehmer vorsätz­
lich oder grob fahrlässig verursacht worden ist. 

(4) Wurde ein Versicherungsfall nicht vorsätzlich 
herbeigeführt, so kann die Versicherungsanstalt auf 
den Ersatz ganz oder teilweise verzichten, wenn die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Verpflichteten 
dies begründen. 

Konkurrenz von Ersatzansprüchen mehrerer 
Versicherungsträger 

§ 64 b. Treffen Ersatzanspruche verschiedener 
Versicherungsträger gemäß § 64 a aus demselben 
Ereignis zusammen, welche die aus einer bestehen­
den Haftpflichtversicherung zur Verfügting ste­
hende Versicherungssumme übersteigen, so sind sie 
aus dieser unbeschadet der weiteren Haftung des 
Ersatzpflichtigen im Verhältnis ihrer Ersatzforde­
rungen zu befriedigen. Ein gerichtlich festgestellter 
Schmerzengeldanspruch geht hiebei den Ersatzan­
sprüchen der Versicherungsträger im Range vor. 

Verjährung der Ersatzansprüche 

§ 64 c. (1) Der Ersatzanspruch der Versiche­
rungsanstalt verjährt in drei Jahren nach der ersten 
rechtskräftigen Feststellung der Entschädigungs­
pflicht. 

(2) Im übrigen gelten für die Verjährung der 
Ersatzansprüche die Bestimmungen des § 1489 des 
Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches." 

17. Im § 65 wird nach dem Ausdruck "die 
anspruchsberechtigte Witwe" der Klammeraus­
druck ,,( der anspruchs berechtigte Witwer)" einge­
fügt .. 

18. § 67 Abs. 1 lautet: 

,,( 1) Mitglied (stellvertretendes Mitglied) eines 
Verwaltungs körpers sowie Rechnungsprüfer (deren 

2 
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Stellvertreter) können nur in der Pensionsversiche­
rung Versicherte und ehemalige Notare sein. Die 
Versichertenvertreter, mit Ausnahme der ehemali­
gen Notare, müssen unbeschadet allfälliger in 
diesem Bundesgesetz festgesetzter sonstiger Vor­
aussetzungen die Voraussetzung der Wählbarkeit in 
eine Notariatskammer erfüllen." 

19. Dem § 67 Abs.3 wird folgender Satz 
angdügt: 

·"Scheidet ein ehemaliger Notar aus der Hauptver­
sammlung dauernd aus, tritt an seine Stelle der 
gemäß § 72 a Abs. 3 nächstgereihte ehemalige 
Notar." 

20. § 67 Abs. 5 lautet: 

,,(5) Die Tätigkeit als Mitglied (stellvertretendes 
Mitglied) eines Verwaltungskörpers sowie als 
Rechnungsprüfer (deren Stellvertreter) erfolgt auf 
Grund einer öffentlichen Verpflichtung und be­
gründet kein Dienstverhältnis zur Versicherungsan­
sta�t. Hiefür gebühren Entschädigungen nach 
folgenden Grundsätzen: 

1. Die Mitglieder der Verwaltungskörper sowie 
die Rechnungsprüfer (deren Stellvertreter) 
haben Anspruch auf Ersatz der Reise- und 
Aufenthaltskosten gemäß § 3 Abs. 1 Z 5 der 
Reisegebührenvorschrift 1955, BGBI. Nr. 133. 

2. Der Präsident und dessen Stellvertreter haben 
Anspruch auf Funktionsgebühren. Das Nähere 
hat der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
nach Anhörung des Hauptverbandes durch 
Verordnung unter Bedachtnahme auf den 
örtlichen Wirkungsbereich, die Zahl der 
Versicherten der Versicherungsanstalt und 
eine Mindestdauer der Funktion zu bestim­
men; dabei darf die für einen Monat 
zustehende Funktionsgebühr 90 vH des Betra­
ges nicht übersteigen, der dem Anfangsbezug 
eines Mitgliedes des Nationalrates entspricht. 

3. Die Mitglieder der Verwaltungs körper, soweit 
sie nicht unter Z 2 fallen, haben Anspruch auf 

. Sitzungsgeld, dessen Höhe durch Verordnung 
des Bundesministers für Arbeit und Soziales 
nach Anhörung des Hauptverbandes festzu­
setzen ist. 

§ 38 Abs. 4 ist anzuwenden." 

21. § 70 lautet: 

"Amtsdauer 

§ 70. Die Amtsdauer des Vorstandes, der 
Rechnungsprüfer und der zehn ehemaligen Notare 
als Mitglieder der Hauptversammlung (§ 72 Abs. 1) 
währt jeweils fünf Jahre. Nach Ablauf der 
Amtsdauer haben der alte Vorstand, die alten 
Rechnungsprüfer bzw. die ehemaligen Notare die 

. Geschäfte so lange weiterzuführen, bis der neue 
Vorstand zusammentritt, die neuen Rechnungsprü­
fer bzw. die ehemaligen Notare als Mitglieder der 

Hauptversammlung gewählt worden sind. Die Zeit 
der Weiterführung der Geschäfte durch den alten 
Vorstand, durch die alten Rechnungsprüfer bzw. 
die ehemaligen Notare zählt auf die fünf jährige 
Amtsdauer des neuen Vorstandes, der neuen 
Rechnungsprüfer bzw. der neuen ehemaligen 
Notare." 

22. § 71 lautet: 

"Angelobung der Versichertenvertreter 

§ 71. Der Präsident und dessen Stellvertreter 
sowie die Rechnungsprüfer sind von der Aufsichts­
behörde, die übrigen Versichertenvertreter und 
deren Stellvertreter vom Präsidenten anzugeloben . 
und darauf hinzuweisen, daß sie bei der Ausübung 
ihres Amtes die Gesetze der Republik Österreich, 
die Satzung der Versicherungsanstalt und die 
darauf beruhenden sonstigen Rechtsvorschriften zu 
beachten haben und zur Amtsverschwiegenheit 
sowie zur gewissenhaften und unparteiischen 
Ausübung ihres Amtes verpflichtet sind." 

23. § 72 Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Die Hauptversammlung wird durch die jeweiligen 
Mitglieder des Delegiertentags der Österreichischen 
Notariatskammer (§ 141 der Notariatsordnung) 
und zehn ehemalige Notare (§ 72 a) gebildet." 

24. § 72 Abs. 4 Z 1 und 2 lauten: 
,,1. die Wahl des Präsidenten, und zwar in einem 

gemeinsamen Wahlgang der Gruppen der 
Notare, der Notariatskandidaten und der 
ehemaligen Notare; 

2. die Wahl der übrigen Mitglieder des Vorstan­
des und der drei Rechnungsprüfer sowie deren 
Stellvertreter, und zwar in getrennten Wahl­
gängen der Gruppen der Notare, der Notari­
atskandidaten u~d der ehemaligen Notare;" . 

25. Nach § 72 wird folgender § 72 a eingefügt: 

"Wahl der ehemaligen Notare in die 
Hauptversammlung 

§ 72 a. (1) Von den ehemaligen Notaren werden 
für eine Amtsdauer (§ 70) zehn ehemalige No.tare in 
die Hauptversammlung gewählt. 

(2) Die Versicherungsanstalt hat jedem ehemali­
gen Notar mindestens drei Monate vor Ablauf der 
Amtsdauer (§ 70) eine Liste der ehemaligen Notare 
und einen Stimmzettel für die Wahl zuzustellen. 
Der ausgefüllte Stimmzettel ist in einem geschlosse­
nen Briefumschlag bis spätestens einen Monat vor 
Ablauf der Amtsdauer (§ 70) der Versicherungsan­
stalt zu übermitteln. Der Tag des Ablaufes dieser 
Frist ist gleichzeitig mit der Zustellung der 
Wahlunterlagen bekanntzugeben. Nach diesem Tag 
einlangende Stimmzettel sind nicht zu berücksichti­
gen. 
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(3) Gewählt sind jene ehemaligen Notare mit den 
meisten Stimmen. Wenn infolge von Stimmen­
gleichheit mehr als die vorgesehene Anzahl von 
ehemaligen Notaren als gewählt gelten würden, 
entscheidet das Los. 

(4) Nimmt ein gewählter ehemaliger Notar die 
Wahl nicht an, so gilt der nach der Stimmenzahl 
Nächstgereihte als gewählt. Erforderlichenfalls ist 
Abs. 3 zweiter Satz anzuwenden." 

26. § 73 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Der Vorstand besteht aus dem Präsidenten, 
dessen Stellvertreter und drei weiteren Mitgliedern. 
Der Präsident, dessen Stellvertreter und eines der 
drei weiteren Vorstandsmitglieder (dessen Stellver­
treter) hat der Gruppe der Notare, eines (dessen 
Stellvertreter) der Gruppe der Notariatskandidaten 
und eines (dessen Stellvertreter) der Gruppe der 
ehemaligen Notare anzugehören." 

27. § 73 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Der Präsident, dessen Stellvertreter und zwei 
der drei weiteren Vorstandsmitglieder müssen, 
sofern sie Versicherte sind, ihren Amtssitz (Dienst­
ort), sofern sie ehemalige Notare sind, ihren 
Wohnort in Wien oder in einer solchen Entfernung 
von Wien haben, daß sie kurzfristig an den Sitz der 
Anstalt gelangen können." 

·28. Im § 74 Abs. 1 erster Satz wird der Ausdruck 
"beiden" durch den Ausdruck "drei" ersetzt. 

29. § 74 Abs. 2 erster Satz lautet: 

"Von den drei Rechungsprüfern hat einer (dessen 
Stellvertreter) der Gruppe der Notare, einer (dessen 
Stellvertreter) der Gruppe der Notariatskandidaten 
und einer (dessen Stellvertreter) der Gruppe der 
ehemaligen Notare· anzugehören." 

30. § 75 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Der ordnungsmäßig einberufene Vorstand 
ist bei Anwesenheit des Präsidenten (dessen 
Stellvertreter) und von mindestens drei weiteren 
Mitgliedern beschlußfähig; von diesen müssen 
mindestens zwei der Gruppe der Notare angehören. 
Der Präsident (dessen Stellvertreter) zählt auf diese 
Mindestanzahl." 

31. § 75 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Die ordnungsmäßig einberufene Hauptver­
sammlung ist bei Anwesenheit des Präsidenten 
(dessen Stellvertreter) und von weiteren Versicher­
tenvertretern, die insgesamt mindestens 13 Stim­
men führen, beschlußfähig. Davon müssen jeden­
falls zehn Stimmen von Versichertenvertretern aus 
der Gruppe der Notare und drei Stimmen von 
Versichertenvertretern ohne Rücksicht auf ihre 
Zugehörigkeit zu einer Gruppe sein. Die Versicher­
tenvertreter, mit Ausnahme der ehemaligen Notare, 
müssen überdies mindestens drei verschiedenen 
Notariatskollegien angehören." 

32. § 75 Abs. 6 lautet: 

,,(6) Verstoßen Beschlüsse eines Verwaltungskör­
pers gegen eine Rechtsvorschrift oder in einer 
wichtigen Frage gegen den Grundsatz der Zweck­
mäßigkeit der Gebarung, so hat der Vorsitzende 
ihre Durchführung vorläufig aufzuschieben und 
unter gleichzeitiger Angabe der Gründe für seine 
Vorgangsweise die Entscheidung der Aufsichtsbe­
hörde einzuholen." 

33. § 77 a wird aufgehoben. 

34. § 78 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Beschlüsse der Verwaltungskörper über von 
den Vorschriften der Abs. 1 und 2 abweichende 
Vermögens anlagen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 
der Genehmigung des Bundesministers für Arbeit 
und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesmi­
nister für Finanzen. Gegenstand solcher Beschlüsse 
können sowohl konkrete Vermögensanlagen in 
einem einzelnen Fall als auch durch gemeinsame 
Gruppenmerkmale gekennzeichnete und voraus­
sichtlich vorzunehmende Vermögens anlagen sein; 
letzterenfalls sind die wesentlichen Gruppenmerk­
male (zB die Art und die sonstigen näheren 
Umstände der beabsichtigten Vermögensanlagen, 
insbesondere auch der vorzusehende Mindestet­
trag) im Beschlußwortlaut festzulegen." 

35. Im § 80 erster Satz entfällt der Ausdruck "und 
nach Auflösung der Liquiditätsreserve". 

36. Im § 80 zweiter Satz wird der Ausdruck ,,55 
Abs. 6" durch den Ausdruck ,,55 Abs. 5" ersetzt. 

37. § 81 Abs. 2 zweiter Satz lautet: 

"Den mit der Ausübung der Aufsicht betrauten 
Bediensteten (deren Stellvertretern) sind Aufwands­
entschädigungen zu gewähren, deren Höhe 35 vH 
der niedrigsten Funktionsgebühr (§ 67 Abs. 5) für 
den Präsidenten (dessen Stellvertreter) entspricht." 

38. Im § 81 Abs. 3 erster Satz wird der Ausdruck 
"Gesetz oder Satzung" durch den Ausdruck "eine 
Rechtsvorschrift" ersetzt. 

39 .. § 82 Abs.1 erster Satz lautet: 

"Die Aufsichtsbehörde hat die Gebarung der 
Versicherungsanstalt zu überwachen und darauf 
hinzuwirken, daß im Zuge dieser Gebarung nicht 
gegen Rechtsvorschriften verstößen wird." . 

40. Im § 90 Abs. 2 wird der Ausdruck ,,55 Abs. 6" 
durch den Ausdruck ,,55 Abs. 5" ersetzt. 

41. Im § 93 Abs. 1 wird der Ausdruck ,,55 Abs, 6" 
durch den Ausdruck ,,55 .Abs. 5" ersetzt. 

42. Der bisherige § 101 erhält die Bezeichnung 
§ 100. Der bisherige § 100 erhält die Bezeichnung 
§ 101. 

43. Dem § 101 wird folgender § 102 angefügt: 

,,§ 102. (1) Die §§ 2 Z 5 bis 13, 7 Abs. 1, 26, 32, 
53,54,55; 56, 59, 60 Abs. 1,2 und 3, 64 a, 64 b, 64 c, 
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6 1378 der Beilagen 

65,67 Abs. 1, 3 und 5, 70, 71, 72 Abs. 1 und Abs. 4 
Z 1 und 2,72 a, 73 Abs. 1 ~nd 3,74 Abs. 1 und 2,75 
Abs. 2, 4 und 6, 77 a, 78 Abs. 3, 80, 81 Abs. 2 und 3, 
82 Abs. 1,90 Abs. 2, 93 Abs. 1, 100, 101 und 102 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. xxxi 
199 x treten mit 1. Jänner 1994 in Kraft. 

(2) § 2 Z 13 (alt) wird rückwirkend mit 
1. Juli 1993 aufgehoben. 

(3) Der Präsident und dessen Stellvertreter, die 
nach der am 31. Dezember 1993 abgelaufenen 
Amtsdauer des Vorstandes weiterhin Versicher­
tenvertreter sind und mindestens· fünf Jahre 
hindurch eine Funktion ausgeübt haben, haben 
weiterhin Anspruch auf Anwartschaften (Pensio­
nen) nach den Bestimmungen des § 67 Abs. 5 und 

den darauf beruhenden Rechtsvorschriften in der 
am 31. Dezember 1993 in Geltung gestandenen 
Fassung. 

(4) Die Bestimmungen des § 67 Abs. 5 in der am 
31. Dezember 1993 in Geltung gestandenen Fas­
sung und die darauf beruhenden Rechtsvorschriften 
sind, soweit sie sich auf Entschädigungsleistungen 
an aus ihrer Funktion ausgeschiedene Präsidenten 
und deren Stellvertreter sowie die Hinterbliebenen 
der Genannten beziehen, auf die im Abs. 3 
angeführten, aber aus ihrer Funktion bis spätestens 
zu der am 31. Dezember 1993 abgelaufenen Amts­
dauer des Vorstandes ausgeschiedenen Personen 
sowIe deren Hinterbliebene weiterhin anzuwen­
den." 
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VORBLATI 

A. Problem und Ziel: 

Entsprechend dem Arbeitsübereinkommen der Regierungsparteien für die Dauer der laufenden 
Gesetzgebungsperiode erfolgt im Zuge der 52. Novelle zum ASVG sowie der Parallelnovellen eine Reform 
der Struktur der Sozialversicherungsträger. Mit dem vorliegenden Entwurf wird dieses Vorhaben für den 
Bereich der Notarversicherung nachvollzogen. 

B. Lösung: 

Aktualisierung der Organisation der Selbstverwaltung im Gleichklang mit den im Rahmen des 
Entwurfes einer 52. Novelle zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz vorgesehenen Änderungen unter 
Beibehaltung der spezifischen Besonderheiten der Notarversicherung. 

C. Alternativen: 

Beibehaltung des geltenden Rechtszustandes. 

D. Kosten: 

Mehrkosten sind nicht zu erwarten. 

E. Konformität mit EG-Re~ht gegeben. 

3 
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8 1378 der Beilagen 

Erläuterungen 

1. Schwerpunkt für den vorliegenden Entwurf 
einer 7. Novelle zum Notarversicherungsge­
setz 1972 ist die Aktualisierung der Organisation 
der Selbstverwaltung der Versicherungsanstalt im 
Gleichklang mit den im Rahmen des Entwurfes 
einer 52. Novelle zum Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetz (und den Parallelnovellen) vorgesehe­
nen Anderungen. Die . Versicherungsanstalt des 
österreichischen Notariates weist infolge der 
spezifischen Homogenität der Versicherten gegen­
über den anderen Versicherungsträgern Besonder­
heiten hinsichtlich der Organisation auf, die auch 
weiterhin aufrechtbleiben sollen. So verfügt die 
Anstalt etwa über keinen eigenen Verwaltungskör­
per zur Ausübung der Kontrolle; diese Aufgaben 
werden von den Rechnungsprüfernwahrgenom­
men. Auf Grund der zahlenmäßigen Begrenztheit 
der Versicherten soll auch von der Einrichtung eines 
Beirates (vgl. Entwurf einer 52. Novelle zum 
ASVG) abgesehen werden. Zur verstärkten Wahr­
nehmung der Anliegen der Leistungsbezieher 
werden jedoch künftig Vertreter der ehemaligen 
Notare an der Verwaltung der Versicherungsan­
stalt, und zwar im Vorstand und in der Hauptver­
sammlung sowie als Rechnungsprüfer beteiligt sein. 
Als ehemalige Notare im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der Versicherungsanstalt sollen sowohl 
hinsichtlich des aktiven als auch des passiven 
Wahlrechtes nur jene heranzuziehen sein, die eine 
Direktpension, das ist eine Berufsunfähigkeitspen­
sion nach § 47 NVG 1972 oder eine Alterspension 
nach § 51 NVG 1972 beziehen, da diese Personen 
das durch die Mitgliedschaft zur Notariatskammer 
gewachsene Naheverhältnis zum Berufsstand der 
Notare repräsentieren. 

Die Neuregelung betreffend die Funktionsgebühr 
für Funktionäre (§§ 67 Abs. 5 und 102 Abs. 3 und 4 
NVG 1972 in der Fassung des Entwurfes) soll wie im 
Bereich der 52. Novelle zum Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetz geregelt werden. Ebenfalls aus dem 
Entwurf einer 52. Novelle zum Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetz sollen die Anpassungen im Be­
reich des Aufsichtsrechtes in das NVG 1972 übertra­
gen werden. Es wird daher auf die Erläuterungen zu 
diesem Gesetzentwurf verwiesen. 

2. Für den Bereich des Allgemeinen Sozialversi­
cherungsgesetzes (und der Parallelgesetze) wurde 

mit Wirksamkeit ab 1. Juni 1981 der sozialversiche­
rungsrechtliche Schutz der Witwe spiegelgleich 
auch auf den hinterbliebenen Ehemann, der bis 
dahin nur in Ausnahmefällen eine Hinterbliebenen­
pensionerhalten hatte, ausgedehnt. 

Für den Bereich der Notarversicherung hatte sich 
dagegen in der Vergangenheit wegen der geringen 
Anzahl an weiblichen Notariatskandidaten keine 
zwingende Notwendigkeit zur Schaffung eines 
Witwerpensionsanspruches ergeben. Bei der Versi­
cherungsansta�t des österreichischen Notariates 
waren zum 30. September 1993 von insgesamt 693 
Versicherten 2 Notarinnen und 28 Notariatskandi­
datinnen gemeldet. 

Die nunmehrige Aufnahme eines Anspruches auf 
Witwerpension in den gegenständlichen Gesetzent­
wurf aus Gründen der Gleichbehandlung folgt einer 
Anregung der Versicherungsanstalt des österreichi­
schen Notariates und der Standesvertretung. 

3. In der Notarversicherung fehlen derzeit 
Schadenersatz- und Haftungsbestimmungen. Im 
"System des österreichischen Sozialversicherungs­
rechtes" von Tomandl wird auf den Seiten 434 und 
435 ausgeführt, daß man für den Bereich des NVG 
davon ausgehen kann, daß das Fehlen einer dem 
§ 332 ASVG entsprechenden Legalzessionsnorm 
eine planwidrige Unvollständigkeit ist, und die 
demnach bestehende Gesetzeslücke mit Hilfe einer 
Analogie zu § 332 ASVG zu schließen ist. Die auf 
die besonderen Verhältnisse im Notariat angepaß­
ten Bestimmungen der §§ 332 bis 337 ASVG sollen 
als §§ 64 abis 64 c des Abschnittes IV im Zweiten 
Teil "Leistungen" angefügt werden und diesbezüg­
lich eine Klarstellung und Rechtssicherheit bringen. 

4~ Mit Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes 
vom 15. Dezember 1990, G 33, 34/89 ua., wurde 
§ 94 ASVG mit Wirksamkeit ab 1. April 1991 als 
verfassungswidrig aufgehoben. Dieses Erkenntnis 
über die Aufhebung der Ruhensbestimmungen beim 
Zusammentreffen eines Pensions anspruches aus der 
Pensionsversicherung mit Erwerbseinkommen war 
Anlaß für die im Sozialrechts-Änderungsge­
setz 1991, BGBI. Nr. 157, verfügten Gesetzesände­
rungen im Bereich der Pensionsversicherung mit 
Ausnahme der Notarversicherung. Aus Anlaß dieser 
Novelle sollen die Ruhensbestimmungen des § 26 
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NVG 1972 gleichfalls aufgehoben werden, zumal 
sie in der Praxis keine besondere Bedeutung erlangt 
haben. 

5. Die Vorschriften über die Liquiditätsreserve 
(§ 77 a NVG 1972) wurden durch die 2. Novelle 
zum NVG zugleich mit der 32. Novelle zum ASVG 
eingeführt. Durch die 44. Novelle zum ASVG 
wurde die Liquiditätsreserve des § 444 a ASVG mit 
der Begründung wieder aufgehoben, daß die 
Aufrechterhaltung der Liquiditätsreserve nicht mehr 
sinnvoll ist, da es nicht opportun erscheint, daß der 
Bund durch die Genehmigungspflicht der Entnahme 

von Mitteln aus der Reserve In die finanzielle 
Gestion des Trägers eingreift. 

Die Versicherungsanstalt des österreichischen 
No.tariates ist der einzige Pensionsversicherungsträ­
ger, für den noch die Bestimmungen über die 
Liquiditätsreserve gelten. Da die Notarversicherung 
ohnehin dafür Sorge tragen muß (vgl. 
§ 80 NVG 1972), daß jederzeit ausreichende flüs­
sige Mittel zur Auszahlung der Pensionen vorhan­
den sind, wird vorgeschlagen, § 77 a NVG 1972 
aufzuheben. 
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Textgegenüberstellung 

G el t ende F ass u n g 

Bedeutung der Begriffe 

§ 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet 

1. bis 4. unverändert. 
5. T ä t i g k e i tim Not a r i a t: die berufliche Tätigkeit eines Notars oder 

eines Notariatskandidaten. 
6. Ver sie her u n g san s tal t: die Versicherungsanstalt des österreichi­

schen Notariates (§ 4 NVG 1972). 
7. Lei s tun g: eine laufende Leistung und eine einmalige Leistung nach 

dem NVG 1972. 
8. Laufende Leistung: eine Pension, ein Zuschuß nach dem 

NVG 1972 und das Berufsunfähigkeitsgeld (§ 49 NVG 1972). 
9. Ein mal i ge Le ist u n ge n : die Abfindung (§ 59 NVG 1972) und der 

Bestattungskostenbeitrag (§ 60 NVG 1972). 
10. Pe n s io n: die Berufsunfähigkeitspension (§ 47 NVG 1972), die 

Alterspensi(;>n (§ 51 NVG 1972), die Witwenpension (§ 54 NVG 1972), die 
Waisenpension (§ 57 NVG 1972) und die Pension bei Haft (§ 25 Abs. 3 
NVG 1972). 

11. Zuschuß : der Kinderzuschuß(§ 61 NVG 1972). 
12. B e ruf s u n f ä h i g k e i t: die Folge eines körperlichen oder geiStigen 

Gebrechens, durch das ein nach dem NVG 1972 Versicherter zur 
Ausübung seines Berufes unfähig ist. 

13. H i I f los: ein Zustand eines na.ch dem NVG 1972 Anspruchsberechtig­
ten, auf Grund desssen er ständig der Wartung und Hilfe bedarf. 

14. und 15. unverändert. 

Auskunftspflicht der Versicherten und der ZaWungsempfänger 

§ 7. (1) Die Versicherten und die Zahlungsempfänger haben der 
Versicherungsanstalt alle für das Versicherungsverhältnis maßgebenden Um­
stände auf Anfrage längstens binnen zwei Wochen mitzuteilen und auf Verlangen 
der Versicherungsanstalt alle Urkunden und Belege zur Einsicht vorzulegen, die· 
für das Versicherungsverhältnis von Bedeutung sind. Insbesondere haben sie alle 
für die Feststellung der Grundlage für die Berechnung der Beiträge und der 

Vorgeschlagene Fassung 

Bedeutung der Begriffe 

§ 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet 

1. bis 4. unverändert. 
5. Eh emali ger Not a r : ein Notar, dessen Amt erloschen ist und der eine 

Alters(Berufsunfähigkeits)pension (§§ 47 und 51 NVG 1972) bezieht. 
6. T ä t i g k e i tim Not a r i a t : die berufliche Tätigkeit eines Notars oder 

eines Notariatskandidaten. 
7. Ver s ich er U n g san s tal t.: die Versicherungsanstalt des österreichi­

schen Notariates (§ 4 NVG 1972). 
8. Lei s tun g : eine laufende Leistung und eine einmalige Leistung nach 

dem NVG 1972. 
9. Lau fe n d e Lei s tun g: eine Pension, ein Zuschuß' nach dem 

NVG 1972 und das Berufsunfähigkeitsgeld (§ 49 NVG 1972). 
10. Einmalige Leistungen: die Abfindung (§ 59 NVG 1972) und der 

Bestattungskostenbeitrag (§ 60 NVG 1972). 
11. Pe n s ion: die Berufsunfähigkeitspension (§ 47 NVG 1972), die 

Alterspension (§ 51 NVG 1972), die Witwen(Witwer)pension (§ 54 
NVG 1972), die Waisenpension (§ 57 NVG 1972) und die Pension bei 
Haft (§ 25 Abs. 3 NVG 1972). 

12. Z u s eh u ß : der Kinderzuschuß (§ 61 NVG 1972). 
13. B e ruf s u n f ä h i g k e i t: die Folge eines körperlichen oder geisugen 

Gebrechens, durch das ein nach dem NVG 1972 Versicherter zur 
Ausübung seines Berufes unfähig ist. 

14. und 15. unverändert. 

Auskunftspflicht der Versicherten und der Zahlungsempfänger 

§ 7. (1) Die Versicherten und die Zahlungsempfänger haben der 
Versicherungsanstalt alle für das Versicherungsverhältnis maßgebenden Um­
stände auf Anfrage längstens binnen zwei Wochen mitzuteilen und auf Verlangen 
der Versicherungsanstalt alle Urkunden und Belege zur Einsicht vorzulegen, die 
für das Versicherungsverhältnis von Bedeutung sind. insbesondere haben sie alle 
für die Feststellung der Grundlage für die Berechnung der Beiträge und der 
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Geltende Fassung 

Leistungen erforderlichen Auskünfte·· zu erteilen und die erforderlichen 
Einkommensteuerbescheide bzw. Abschriften der Lohnkonten (§ 76 des 
Einkommensteuergesetzes 1972) zur Einsicht vorzulegen. 

(2) unverändert. 

Zusammentreffen eines Anspruches auf Pension oder Berufsunfähigkeitsgeld mit 
Erwerbseinkommen 

§ 26. (1) Hat der auf eine Pension oder Berufsunfähigkeitsgeld mit Ausnahme 
einer Waisenpension Anspruchsberechtigte 

1. Anspruch auf Entgelt aus einem Dienstverhältnis, 
2. Einkünfte aus selbständiger Erwerbstätigkeit, 

so ruht unbeschadet des Abs. 2 der Grundbetrag der Pension bzw. das 
Berufsunfähigkeitsgeld mit dem Betrag, um den das Erwerbseinkommen nach Z 1 
und 2 den Betrag von monatlich 2 685 S übersteigt, monatlich jedoch höchstens 
mit dem Betrag, um den die Summe aus Pension bzw. Berufsunfähigkeitsgeld und 
Erwerbseinkommen nach Z 1 und 24618 S übersteigt; der ruhende Betrag darf 
bei der Berufsunfähigkeits(Alters)pension bzw. dem Berufsunfähigkeitsgeld 240 S 
und bei der Witwenpension 144 S nicht übersteigen. Als Erwerbseinkommen nach 
Z 1 und 2 gelten auch die im § 23 Abs. 2 des Bezügegesetzes, BGBl. 
Nr. 273/1972, bezeichneten Bezüge. An die Stelle der Beträge von 2685 Sund 
4618 S treten ab 1. Jänner eines jeden Jahres die unter Bedachtnahme auf § 21 
mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 20) vervielfachten Beträge. 

(2) Hat eine Versicherte Anspruch auf eine Witwenpension nach diesem 
Bundesgesetz, so ruht diese Pension für die Zeit, in der sie beitragspflichtige 
Einkünfte aus ihrer Tätigkeit im Notariat erzielt. 

Erlöschen einer laufenden Leistung 

§ 32. Der Anspruch auf eine laufende Leistung etlischt ohne weiteres Verfahren 
mit dem Ablauf der Höchstdauer des Anspruches auf Berufsunfähigkeitsgeld, mit 
dem Tod des Anspruchsberechtigten, mit der Verheiratungqer pensionsberech­
tigten Witwe bzw. früheren Ehefrau, mit dem Wegfall der Voraussetzungen für 
die Annahme der Verschollenheit, mit der Vollendung des 18. Lebensjahres des 
Anspruchsberechtigten auf Waisenpension bzw. des Kindes, für das ein 

Vorgeschlagene Fassung 

Leistungen c:rforderlichen Auskünfte zu erteilen und die erforderlichen 
Einkommensteuerbescheide bzw. Abschriften der Lohnkonten (§ 76 des 
Einkommensteuergesetzes 1988) zur Einsicht vorzulegen. 

(2) unverändert. 

Zusammentreffen eines Anspruches auf Pension oder Berufsunfähigkeitsgeld mit 
Erwerbseinkommen 

§ 26. aufgehoben. 

Erlöschen einer laufenden Leistung 

§ 32. Der Anspruch auf eine laufende Leistung erlischt ohne weiteres Verfahren 
mit dem Ablauf der Höchstdauer des Anspruches auf Berufsunfähigkeitsgeld, mit 
dem Tod des Anspruchsberechtigten, mit der Verheiratung der pensionsberech­
tigten Witwe (des pensionsberechtigten Witwers) bzw. des früheren Ehegatten, 
mit dem Wegfall der Voraussetzungen für die Annahme der Verschollenheit, mit 
der Vollendung des 18. Lebensjahres des Anspruchsberechtigten auf Waisenpen-
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Geltende Fassung 

Kinderzuschuß gewährt wird. Die laufende Leistung gebührt noch für den 
Kalendermonat, in dem der Grund für das Erlöschen eingetreten ist. 

Hinterbliebenenpensionen 

§ 53. Als Hinterbliebenenpensionen werden Witwenpensionen und Waisen­
pensionen gewährt. 

Witwenpension 

§ 54. (1) Anspruch auf Witwenpension hat nach dem Tod des versicherten 
Ehegatten 

1. die Witwe 
2. die frühere Ehefrau, deren Ehe mit dem V~rsicherten für nichtig erklärt, 

aufgehoben oder geschieden worden ist, wenn ihr der Versicherte zur Zeit 
seines Todes Unterhalt (einen Unterhalts beitrag) auf Grund eines 
gerichtlichen Urteiles, eines gerichtlichen Vergleiches oder einer vor der 
Auflösung (Nichtigerklärung) der Ehe eingegangenen vertraglichen 
Verpflichtung zu leisten hatte, sofern die Ehefrau nicht eine neue Ehe 
geschlossen hat. 

(2) Anspruch auf Witwenpension besteht nicht, wenn die Ehe m emem 
Zeitpunkt geschlossen wurde: 

1. in dem der Ehegatte das 65. Lebensjahr überschritten hat oder 
2. in dem der Ehegatte das 45. Lebensjahr überschritten hat, sofern er darnach 

erstmalig in die notarielle Praxis eingetreten ist und die Ehe nach diesem 
erstmaligen Eintritt geschlossen wurde oder 

3. in dem der Ehegatte einen bescheidmäßig zuerkannten Anspruch auf eine 
Berufsunfähigkeitspension hatte. 

(3) Abs.2 gilt nicht, wenn aus der Ehe ein Kind hervorgegangen ist oder 
hervorgeht oder durch die Eheschließung ein Kind legitimiert worden ist. Abs. 2 
Z 3 gilt ferner nicht, wenn die Ehe mindestens drei Jahre gedauert hat. Abs. 2 Z 2 
gilt nicht, wenn die Ehe nach Eintritt des Ehegatten in die notarielle Praxis bis 
zum Eintritt des Versicherungsfalles mindestens 15 Jahre gedauert hat. 

(4) Anspruch auf Witwenpension steht nur zu, solange der Witwe (früheren 
Ehefrau) auf Grund einer Ehe, die der Ehe mit dem Versicherten voranging, nicht 

Vorgeschlagene Fassung 

si on bzw. des Kindes, für das ein Kinderzuschuß gewährt wird. Die laufende 
Leistung gebührt noch für den Kalendermonat, in dem der Grund fur das 
Erlöschen eingetreten ist. . 

Hinterbliebenenpensionen 

§ 53. Als Hinterbliebenenpensionen werden Witwen(Witwer)pensionen und 
Waisenpensionen gewährt. 

Witwen(Witwer)pension 

§ 54. (1) Anspruch auf Witwen(Witwer)pension hat nach dem Tod des 
versicherten Ehegatten 

1. die Witwe (der Witwer), 
2. der frühere Ehegatte, dessen Ehe mit dem Versicherten für nichtig erklärt, 

aufgehoben oder geschieden worden ist, wenn ihm der Versicherte zur Zeit 
seines Todes Unterhalt (einen Unterhaltsbeitrag) auf Grund eines 
gerichtlichen Urteiles, eines gerichtlichen Vergleiches oder einer vor der 
Auflösung (Nichtigerklärung) der Ehe eingegangenen vertraglichen 
Verpflichtung zu leisten hatte, sofern der Ehegatte nicht eine neue Ehe 
geschlossen hat. 

(2) Anspruch auf Witwen(Witwer)pension besteht nicht, wenn die Ehe in einem 
Zeitpunkt geschlossen wurde: 

1. in dem der Ehegatte das 65. Lebensjahr überschritten hat oder 
2. in dem der Ehegatte das 45. Lebensjahr überschritten hat, sofern er darnach 

erstmalig in die notarielle Praxis eingetreten ist und die Ehe nach diesem 
erstmaligen Eintritt geschlossen wurde oder 

3. in dem der Ehegatte einen bescheidmäßig zuerkannten Anspruch auf eine 
Berufsunfähigkeitspension hatte. 

(3) Abs.2 gilt nicht, wenn aus der Ehe ein Kind hervorgegangen ist oder 
hervorgeht oder durch die Eheschließung ein Kind legitimiert worden ist. Abs. 2 
Z 3 gilt ferner nicht, wenn die Ehe mindestens drei Jahre gedauert hat. Abs. 2 Z 2 
gilt nicht, wenn die Ehe nach. Eintritt des Ehegatten in die notarielle Praxis bis 
zum Eintritt des Versicherungsfalles mindestens 15 Jahre gedauert hat. 

(4) Anspruch auf Witwen(Witwer)pension steht nur zu, solange der Witwe 
(dem Witwer) bzw. dem früheren Ehegatten auf Grund einer Ehe, die der Ehe mit 
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Geltende Fassung 

eine Witwenpension gebührt, deren Höhe die Witwenpension nach Abs. 1 
erreicht. Ist die Pension auf Grund der früheren Ehe niedriger, so. wird die 
Pension nach Abs. 1 in der Höhe des Unterschiedsbetrages gewährt. 

Witwenpension; Ausmaß 

§ 55. (1) Die Witwenpension beträgt 
1. für die Witwe und für die frühere Ehefrau, bei der die Voraussetzungen 

nach Abs. 7 zutreffen, 60 vH, 
2. für die frühere Ehefrau, bei der die Voraussetzungen des Abs. 7 nicht 

zutreffen, 50 vH der Pension, auf die der Versicherte bei seinem Tod 
Anspruch gehabt hat oder gehabt hätte. 

(2) Wurde der Tod des Versicherten durch einen Dienstunfall verursacht, so ist 
die für die Bemessung der Witwenpension maßgebende Pension nach Abs. 1 um 
einen 360 Versicherungsmonaten entsprechenden Steigerungs betrag einschließ­
lich der Versicherungsmonate, die aus dem Grund des Dienstunfalles im 
Steigerungsbetrag bereits berücksichtigt wurden, zu erhöhen. § 48 Abs. 6 und 7 ist 
entsprechend anzuwenden. 

(3) Die Witwenpensionnach Abs. 1 Z 2 darf den gegen den Versicherten bei 
seinem Tod bestehenden Anspruch auf Unterhalt (Unterhaltsbeitrag), sowie die 
der Witwe aus demselben Versicherungsfall gebührende Witwenpension nicht 
übersteigen. ' 

(4) Die Witwenpensionen nach Abs. 1 Z 1 und 2 dürfen zusammen nicht höher 
sein als die Pension, auf die der Versicherte bei seinem Tod Anspruch gehabt hat 
oder gehabt hätte, und zwar unter Berücksichtigung einer Erhöhung des 
Steigerungsbetrages nach Abs. 2; andernfalls sind sie innerhalb dieses 
Höchstausmaßes verhältnismäßig zu kürzen. Dabei gebührt eine Witwenpension 
nach Abs. 1 Z 1 jedenfalls mindestens im Ausmaß des nach Abs. 6 jeweils 
geltenden Mindestbetrages. 

(5) aufgehoben. 

Vorgeschlagene Fassung 

dem Versicherten voranging, nicht eine Witwen(Witwer)pension gebührt, deren 
Höhe die Witwen(Witwer)pension nach' Abs. 1 erreicht. Ist die Pension auf 
Grund der früheren Ehe niedriger, so wird die Pension nach Abs. 1 in der Höhe 
des Unterschiedsbetrages gewährt. 

Witwen(Witwer)pension; Ausmaß 

§ 55. (1) die Witwen(Witwer)pension beträgt 
1. für die Witwe (den Witwer) und für den früheren Ehegatten, bei dem die 

Voraussetzungen nach Abs. 6 zutreffen, 60 vH, 
2. für den früheren Ehegatten, bei dem die Voraussetzungen nach Abs. 6 nicht 

zutreffen, 50 vH der Pension, auf die der Versicherte bei seinem Tod 
Anspruch gehabt hat oder gehabt hätte. 

(2) Wurde der Tod des Versicherten durch einen' Dienstunfall verursacht, so ist 
die für die Bemessung der Witwen(Witwer)pension maßgebende Pension nach 
Abs. 1 um einen 360 Versicherungsmonaten entsprechenden Steigerungsbetrag 
einschließlich .der Versicherungsmonate, die aus dem Grund des Dienstunfalles 
im Steigerungsbetrag bereits berücksichtigt wurden, zu erhöhen. § 48 Abs. 6 
und 7 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Die Witwen(Witwer)pension nach Abs. 1 Z 2 darf den gegen den 
Versicherten bei seinem Tod bestehenden Anspruch auf Unterhalt (Unterhalts­
beitrag) sowie die der Witwe (dem Witwer) aus demselben Versicherungsfall 
gebührende Witwen(Witwer)pension nicht übersteigen. 

(4) DieWitwen(Witwer)pensionen nach Abs. 1 Z 1 und 2 dürfen zusammen 
nicht höher sein als die Pension, auf die der Versicherte bei seinem Tod Anspruch 
gehabt hat oder gehabt hätte, und zwar unter Berücksichtigung einer Erhöhung 
des Steigerungsbetrages nach Abs.2; andernfalls sind sie innerhalb dieses 
Höchstausmaßes verhältnismäßig zu kürzen. Dabei gebührt eine Witwen(Wit­
wer)pension nach Abs. 1 Z 1 jedenfalls mindestens im Ausmaß des nach Abs. 5 
jeweils geltenden Mindestbetrages. 

(5) DieWitWen(Witwer)pension nach Abs. 1 Z 1 gebührt mindestens im 
Ausmaß von je 10 000 S; an die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres der unter Bedachtnahme auf § 21 mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor 
(§ 20) vervielfachte Betrag. 
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Geltende Fassung 

(6) Die Witwenpension nach Abs. 1 Z 1 gebührt mindestens im Ausmaß von je 
10 000 S; an' die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres der 
unter Bedachtnahme auf § 21 mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 20) 
vervielfachte Betrag. . 

(7) Abs. 3 ist nicht anzuwenden, wenn 
a) das auf Scheidung lautende Urteil den Ausspruch nach § 61 Abs.3 des 

Ehegesetzes enthält, 
b) die Ehe mindestens fünfzehn Jahre gedauert und 
c) die Frau im Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft des Scheidungsurteiles 

das 40. Lebensjahr vollendet hat. 
Die unter lit.c genannte Voraussetzung entfällt, wenn 

aa) die Frau seit dem Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft des 
Scheidungsurteiles erwerbsunfähig ist oder 

bb) nach dem Tod des Mannes eine Waisenpension für ein Kind im Sinne 
des § 57 Abs. 2 bis 4 anfällt, sofern dieses Kind aus der .geschiedenen 
Ehe stammt oder von den Ehegatten gemeinsam an Kindes Statt 
angenommen worden ist und das Kind in allen diesen Fällen im 
Zeitpunkt des Todes des Mannes (Vaters) ständig il) Hausgemein­
schaft (§ 57 Abs. 2 letzter Satz) mit der Frau (Mutter) lebt. Das 
Erfordernis der ständigen Hausgemeinschaft entfällt bei nachgebore­
nen Kindern. 

Vorgeschlagene Fassung 

(6) Abs. 3 ist nicht anzuwenden, wenn 

a) das auf Scheidung lautende Urteil den Ausspruch nach § 61 Abs.3 des 
Ehegesetzes enthält, 

b) die Ehe mindestens fünfzehn Jahre gedauert und 
c) der frühere Ehegatte im Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft des 

Scheidungsurteiles das 40. Lebensjahr vollendet hat. 
Die unter lit. c genannte Voraussetzung entfällt, wenn 

aa) der frühere Ehegatte seit dem Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft 
des Scheidungsurteiles erwerbsunfähig ist oder 

bb) nach dem Tode des Mannes (der Frau) eine Waisenpension für ein 
Kind im Sinne des § 57 Abs. 2 bis 4 anfällt, sofern dieses Kind aus der 
geschiedenen Ehe stammt oder von den Ehegatten gemeinsam an 
Kindes Statt angenommen worden ist und das Kind in allen diesen 
Fällen im Zeitpunkt des Todes des Mannes (der Frau) ständig in 
Hausgemeinschaft (§ 57 Abs. 2 letzter Satz) mit dem früheren 
Ehegatten lebt. Das Erfordernis der ständigen Hausgemeinschaft 
entfällt bei nachgeborenen Kindern. 
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G e.1 t end e F ass u n g 

Abfertigung der Witwenpension 

§ 56. (1) Der Bezieherin einer Witwenpensiori, die sich wiederverehelicht hat, 
gebührt ein~ Abfertigung in der Höhe des 70fachen der Witwenpension, auf die 
sie im Zeitpunkt der Schließung der neuen Ehe Anspruch gehabt hat. 

(2) Wird die neue Ehe durch Tod des Ehegatten oder durch Scheidung oder 
Aufhebung aufgelöst oder für nichtig erklärt, so lebt der Anspruch auf die 
Witwenpension aus der früheren Ehe wieder auf, wenn 

1. die Scheidung oder Aufhebung nicht aus dem alleinigen oder 
überwiegenden Verschulden der Ehegattin erfolgte oder 

2. bei Nichtigerklärung der Ehe die Ehegattin als schuldlos anzusehen ist. 

Das Wiederaufleben des Anspruches tritt mit dem der Auflösung (Nichtigerklä­
rung) der letzten Ehe folgenden Monatsersten, frühestens jedoch mit dem 
Monatsersten ein, der dem Ablauf von fünf Jahren nach dem seinerzeitigen 
Wegfall der Pension folgt. Der Anspruch auf Witwenpension aus der früheren 
Ehe lebt nicht wieder auf, solange der Witwe (früheren Ehefrau) auf Grund der 
letzten Ehe eine Versorgung gebührt, deren Höhe die abgefertigte 
Witwenpension (Abs. 1) erreicht. Ist die Versorgung auf Grund der letzten Ehe 
niedriger, so wird die wiederaufgelebte Pension in der Höhe des Unterschiedsbe­
trages gewährt. 

Abfmdung 

§ 59. Die Witwe (frühere Ehefrau) und die Waisen des Versicherten haben 
Anspruch auf Abfindung, sofern Hinterbliebenenpensionen nur mangels 
Erfüllung der allgemeinen Voraussetzung (§ 46) nicht gebühren. Die Abfindung 
beträgt das Vierzehnfache der in Betracht kommenden monatlichen Hinterblie­
benenpension, die auf Grund <;ler anrechenbaren Versicherungszeiten am Stichtag 
gebühren würde. 

Bestattungskostenbeitrag 

§ 60. (1) Anspruch auf Bestattungskostenbeitrag hat nach dem Tod des 
Versicherten, des Empfängers einer Alters(Berufsunfähigkeits)pension oder .der 

Vorgeschlagene Fassung 

Abfertigung einer Witwen(Witwer)pension 

§ 56. (1) Der Bezieherin (Dem Bezieher) einer Witwen(Witwer)pension, die 
(der) sich wiederverehelicht hat, gebührt eine Abfertigung in Höhe des 70fachen 
der Witwen(Witwer)pension, auf die sie (er) im Zeitpunkt der Schließung der 
neuen Ehe Anspruch gehabt hat. 

(2) Wird die neue Ehe durch Tod des Ehegatten oder durch Scheidung oder 
Aufhebung aufgelöst oder für nichtig erklärt, so lebt der Anspruch auf die 
Witwen(Witwer)pension aus der früheren Ehe wieder auf, wenn . 

1. die Scheidung oder Aufhebung nicht aus dem alleinigen oder 
überwiegenden Verschulden des den Anspruch erhebenden Ehegatten 
erfolgte oder 

2. bei Nichtigerklärung der Ehe der den Anspruch erhebende Ehegatte als 
schuldlos anzusehen ist. 

Das Wiederaufleben des Anspruches tritt mit dem der Auflösung (Nichtigerklä­
rung) der letzten Ehe folgenden Monatsersten, frühestens jedoch mit dem 
Monatsersten ein, der dem Ablauf von fünf Jahren nach dem seinerzeitigen 
Wegfall der Pension folgt. Der Anspruch auf Witwen(Witwer)pension aus der 
früheren Ehe lebt nicht wieder auf, solange der Witwe (dem Witwer) bzw. dem 
früheren Ehegatten auf Grund der' letzten Ehe eine Versorgung gebührt, deren 
Höhe die abgefertigte- Witwen(Witwer)pension (Abs. 1) erreicht. Ist die 
Versorgung auf Grund der letzten Ehe niedriger, so wird die wiederaufgelebte 
Pension in der Höhe des Unterschiedsbetrages gewährt. 

Abfindung 

§ 59. Die Witwe (Der Witwer) bzw. der frühere Ehegatte und die Waisen des 
Versicherten haben Anspruch auf Abfindung, sofern Hinterbliebenenpensionen 
nur mangels Erfüllung der allgemeinen Voraussetzung (§ 46) nicht gebühren. Die 
Abfindung beträgt das Vierzehnfache der in Betracht kommenden monatlichen 
Hinterbliebenenpension, die auf Grund der anrechenbaren Versicherungszeiten 
am Stichtag gebühren würde. 

Bestattungskostenbeitrag 
" § 60. (1) Anspruch auf Bestattungskostenbeitrag hat nach dem Tod des 

Versicherten, des Empfängers einer Alters(Berufsunfähigkeits )pension . oder der 
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Geltende Fassung 

Witwe (§ 54 Abs. 1 Z 1) derjenige, der die Kosten der Bestattung bestritten hat, 
bis zur Höhe dieser Kosten. Sind sie von mehreren Personen bestritten worden 
und reicht der Bestattungskostenbeitrag nicht aus, so ist er im Verhältnis der 
Aufwendungen aufzuteilen. 

(2) Der Bestattungskostenbeitrag beträgt: 
1. beim Tod des Versicherten oder Empfängers einer Alters(Berufsunfähig­

keits )pension das Neunfache, 
2. beim Tod der Witwe (§ 54 Abs. 1 Z 1) das Viereinhalbfache 

des im Zeitpunkt des Todes des Versicherten bzw. des Empfängers einer 
Alters(Berufsunfähigkeits)pension bzw. der Witwe (§ 54 Abs. 1 Z 1) jeweils nach 
§ 48 Abs. 1 Z 1 als Grundbetrag geltenden Betrages. 

(3) Einer juristischen Person, die die Kosten der Bestattung auf Grund 
gesetzlicher, satzungsmäßiger oder vertraglicher Verpflichtung bestritten hat, 
steht ein Anspruch auf Bestattungskostenbeitrag nicht zu. In diesem Fall oder 
wenn keine Bestattungskosten erwachsen sind oder wenn diese die Höhe des 
Bestattungskostenbeitrages nicht erreichen, gebührt er oder der verbliebene Rest 
der Reihe nach 

1. derWitwe(§54Abs.1Z 1), 
2. unverändert. 

Fehlen solche Berechtigte, verbleibt der Betrag der Versicherungsanstalt. 

Vorgeschlagene Fassung 

Witwe (des Witwers) (§ 54 Abs. 1 Z 1) derjenige, der die Kosten der Bestattung 
bestritten hat, bis zur Höhe dieser Kosten. Sind sie von mehreren Personen 
bestritten worden und reicht der Bestattungskostenbeitrag nicht aus, so ist er im 
Verhältnis der Aufwendungen aufzuteilen. 

(2) Der Bestattungskostenbeitrag beträgt 
1. beim Tod des Versicherten oder Empfängers einer Alters(Berufsunfähig­

keits)pension das Neunfache, 
2. beim Tod der Witwe (des Witwers) (§ 54 Abs. 1 Z 1) das Viereinhalbfache 

des im Zeitpunkt des Todes des Versicherten bzw. des Empfängers einer 
Alters(Berufsunfähigkeits)pension bzw. der Witwe (des Witwers) (§ 54 
Abs. 1 Z 1) jeweils nach § 48 Abs. 1 Z 1 als Grundbetrag geltenden Betrages. 

(3) Einer juristischen Person, die die Kosten der Bestattung auf Grund 
gesetzlicher, satzungsmäßiger oder vertraglicher Verpflichtung bestritten hat, 
steht ein Anspruch auf Bestattungskostenbeitrag nicht zu. In diesem Fall oder 
wenn keine Bestattungskosten erwachsen sind oder wenn diese die Höhe des 
Bestattungskostenbeitrages nicht erreichen, gebührt er oder der verbliebene Rest 
der Reihe nach 

1. der Witwe (dem Witwer) (§ 54Abs. 1 Z 1), 
2. unverändert. 

Fehlen solche Berechtigte, verbleibt der Betrag der Versicherungsanstalt. 

ABSCHNITT IV 

Schadenersatz und Haftung 

Übergang von Schadenersatzansprüchen auf die Versicherungsanstalt 

§ 64 a. (1) Können Personen, denen nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes Leistungen zustehen, den Ersatz des Schadens, der ihnen durch 
den Versicherungsfall erwachsen ist, auf Grund anderer gesetzlicher Vorschriften 
beanspruchen, geht der Anspruch auf die Versicherungsanstalt insoweit über, als 
diese Leistungen zu erbringen hat. Ansprüche auf Schmerzengeld gehen auf die 
Versicherungsanstalt nicht über. 

(2) Die Versicherungsanstalt kann Ersatzbeträge, die der Ersatzpflichtige dem 
Versicherten oder seinen Hinterbliebenen in Unkenntnis des Überganges des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Anspruches gemäß Abs. 1 geleistet hat, auf die nach diesem Bundesgesetz 
zustehenden Leistungsansprüche ganz oder zum Teil anrechnen. Soweit hienach 
Ersatzbeträge angerechnet werden, erlischt der nach Abs. 1 auf die 
Versicherungsanstalt übergegangene Ersatzanspruch gegen den Ersatzpflichti­
gen. 

(3) Die Versicherungsanstalt kann einen im Sinne der Abs. 1 und 2 auf sie 
übergegangenen Schadenersatzanspruch gegen einen Dienstnehmer, der im 
Zeitpunkt des schädigenden Ereignisses im selben Notariat wie der Verletzte oder 
Getötete beschäftigt war, nur geltend machen, wenn 

a) der Dienstnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verursacht hat oder 

b) der Versicherungsfall durch ein Verkehrsmittel verursacht wurde, für 
dessen Betrieb aUf Grund gesetzlicher Vorschrift eine erhöhte Haftpflicht 
besteht. 

In den Fällen der lit. b kann die Versicherungsanstalt den Schadenersatzan­
spruch unbeschadet der Bestimmungen des § 64 b über das Zursammentreffen von 
Schadenersatzansprüchen verschiedener Versicherungsträger und den Vorrang 
eines gerichtlich festgestellten Schmerzengeldanspruches nur bis zur Höhe der 
aus einer bestehenden Haftpflichtversicherung zur Verfügung stehenden 
Versicherungssumme geltend machen, es sei denn, daß der Versicherungsfall 
durch den Dienstnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht worden ist. 

(4) Wurde ein Versicherungsfall nicht vorsätzlich herbeigeführt, so kann die 
Versicherungsanstalt auf den Ersatz ganz oder teilweise verzichten, wenn die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Verpflichteten dies begründen. 

Konkurrenz von Ersatzansprüchen mehrerer Versicherungsträger 

§ 64 b. Treffen Ersatzansprüche verschiedener Versicherungsträger gemäß 
§ 64 a aus demselben Ereignis zusammen, welche die aus einer bestehenden 
Haftpflichtversicherung zur Verfügung stehende Versicherungssumme überstei­
gen, so sind sie aus dieser unbeschadet der weiteren Haftung des Ersatzpflichtigen 
im Verhältnis ihrer Ersatzforderungen zu befriedigen. Ein gerichtlich 
festgestellter Schmerzengeldanspruch geht hiebei den Ersatzansprüchen der 
Versicherungsträger im Range vor. 
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Geltende Fassung 

Verfahren 

§ 65. Hinsichtlich des Verfahrens zur Durchführung dieses Bundesgesetzes 
gelten die Bestimmungen des Siebenten Teiles des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes mit der Maßgabe, daß bei einem Dienstunfall eines Notariatskan­
didaten der jeweils als Dienstgeber in Betracht kommende Notar, bei einem 
Dienstunfall eines Notars dieser oder wenn als Folge' eiIles Dienstunfalles ein 
Notar getötet wurde, die anspruchsberechtigte Witwe bzw. die anspruchsberech­
tigteWaise der Versicherungsanstalt den Dienstunfall binnen 30 Tagen 
anzuzeigen hat und § 363 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes keine 
Anwendung findet. 

Versichertenvertreter 

§ 67. (1) Mitglied (stellvertretendes Mitglied) eines Verwaltungskörpers sowie 
Rechnungsprüfer (deren Stellvertreter) können nur in der Pensionsversicherung 
Versicherte sein. Die Versichertenvertreter müssen unbeschadet allfälliger in 

, diesem Bundesgesetz festgesetzter sonstiger Voraussetzungen, die Voraussetzung 
der Wählbarkeit in eine Notariatskammer erfüllen. 

(2) unverändert. 

(3) Scheidet ein Mitglied des Vorstandes oder ein Rechnungsprüfer (deren 
Stellvertreter) dauernd aus, so hat die Hauptversammlung binnen drei Monaten 
für den Rest der Amtsdauer dieser Verwaltungskörper den Ausgeschiedenen 
durch Neuwahl zu ersetzen. Ist für den Ausgeschiedenen ein Stellvertreter 
gewählt, gilt für die Zeit bis zu Neuwahl Abs. 2 entsprechend. 

Vorgeschlagene Fassung 

Verjährung der Ersatzansprüche 

§ 64 c. (1) Der Ersatzanspruch der Versicherungsanstalt verjährt in drei Jahren 
nach der ersten rechtskräftigen Feststellung der Entschädigungspflicht. 

(2) Im übrigen gelten für die Verjährung der Ersatzansprüche die 
Bestimmungen des § 1489 des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches. 

Verfahren 

§ 65. Hinsichtlich des Verfahrens zur Durchführung dieses Bundesgesetzes 
gelten die Bestimmungen des Siebenten Teiles des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes mit der Maßgabe, daß bei einem Dienstunfall eines Notariatskan­
didaten der jeweils als Dienstgeber in Betracht kommende Notar, bei einem 
Dienstunfall eines Notars dieser oder wenn als Folge eines Dienstunfalles ein 
Notar getötet wurde, die anspruchsberechtigte Witwe (der anspruchsberechtigte 

, Witwer) bzw. die anspruchsberechtigte Waise der Versicherungsanstalt den 
Dienstunfall binnen 30 Tagen anzuzeigen hat und § 363 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes keine Anwendung findet. 

Versichertenvertreter 

§ 67. (1) Mitglied (stellvertretendes Mitglied) eines Verwaltungskörpers sowie 
Rechnungsprüfer (deren Stellvertreter) können nur in der Pensionsversicherung 
Versicherte und ehemalige Notare sein. Die Versichertenvertreter, mit Ausnahme 
der ehemaligen Notare, müssen unbeschadet allfälliger in diesem Bundesgesetz 
festgesetzter sonstiger Voraussetzungen, die Voraussetzung der Wählbarkeit in 
eine Notariatskammer erfüllen. 

(2) unverändert. 

(3) Scheidet ein Mitglied des Vorstandes oder ein Rechnungsprüfer (deren 
Stellvertreter) dauernd aus, so hat die Hauptversammlung binnen drei Monaten 
für den Rest der Amtsdauer dieser Verwaltungskörper den Ausgeschiedenen 
durch Neuwahl zu ersetzen. Ist für den Ausgeschiedenen ein Stellvertreter 
gewählt, gilt für die Zeit bis zu Neuwahl Abs. 2 entsprechend. Scheidet ein 
ehemaliger Notar aus der Hauptversammlung dauernd aus, tritt an seine Stelle 
der gemäß § 72 a Abs. 3 nächstgereihte ehemalige Notar. , 
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Geltende Fassung 

. (4) unverändert. 

(5) Die Mitglieder (stellvertretenden Mitglieder) eines Verwaltungskörpers 
sowie die Rechnungsprüfer (deren Stellvertreter) haben ihr Amt auf Grund einer 
öffentlichen Verpflichtung als Ehrenamt zu versehen; ihre Tätigkeit in Ausübung 
dieses Amtes begründet kein Dienstverhältnis zur Versicherungsanstalt. Den 
Mitgliedern (stellvertretenden Mitgliedern) eines Verwaltungskörpers sowie den 
Rechnungsprüfern (deren Stellvertretern), ferner den aus ihrer Funktion 
ausgeschiedenen Präsidenten und deren Stellvertretern sowie den Hinterbliebe­
nen der genannten Funktionäre' können jedoch Entschädigungen gewährt 
werden. Die Entscheidung über die Gewährung der Entschädigungen sowie über 
ihr Ausmaß obliegt dem Vorstand. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
kann hiefür . nach Anhörung des Hauptverbandes der österreichischen 
Sozialversicherungsträger Grundsätze aufstellen und für verbindlich erklären'; in 
diesen Grundsätzen sind einheitliche Höchstsätze für Reisekostenentschädigun­
gen und Sitzungsgelder sowie unter Berücksichtigung des örtlichen Wirkungsbe­
reiches, der Zahl der Versicherten und der Dauer der Funktionsausübung 

a) Höchstsätze für die Funktionsgebühren der Mitglieder der Verwaltungs­
körper und der Rechnungsprüfer festzusetzen und 

b) das Höchstausmaß und die Voraussetzungen für die Gewährung von 
Entschädigungen an ausgeschiedene Funktionäre bzw. deren Hinterblie­
bene in der Weise zu regeln, daß die Gewährung der Entschädigung unter 
Bedachtnahme auf die Richtlinien für die pensionsrechtlichen Verhältnisse 
der Sozialversicherungsbediensteten von der Erreichung eines bestimmten 
Anfallsalters sowie von einer Mindestdauer der Ausübung der Funktion 
abhängig gemacht wird; ferner ist vorzusehen, daß auf die Entschädigung 
alle Einkünfte des ausgeschiedenen Funktionärs bzw; der Hinterbliebenen 
mit Ausnahme' der Pension aus der gesetzlichen Sozialversicherung 
anzurechnen sind; nicht anzurechnen ist ferner ein Ruhe- oder 
Versorgungsgenuß von einer, öffentlich-rechtlichen Gebietskörperschaft, 
inso'o/eit er nach Art und Ausmaß mit einer Pension aus der gesetzlichen 
Sozialversicherung vergleichbar ist. 

§ 38 Abs. 4 gilt entsprechend. 

Vorgeschlagene Fassung 

(4) unverändert. 

(5) Die Tätigkeit als Mitglied (stellvertretendes Mitglied) eines Verwaltungs­
körpers sowie als Rechnungsprüfer (deren Stellvertreter) erfolgt auf Grund einer 
öffentlichen Verpflichtung und begründet kein Dienstverhältnis zur Versiche­
rungsanstalt. Hiefür gebühren Entschädigungen nach folgenden Grundsätzen: 

1. Die Mitglieder der Verwaltungskörper sowie die Rechnungsprüfer (deren 
Stellvertreter) haben Anspruch auf Ersatz der Reise- und Aufenthaltskosten 
gemäß § 3 Abs. 1 Z 5 der Reisegebührenvorschrift 1955, BGB!. Nr. 133. 

2. Der Präsident und dessen Stellvertreter haben Anspruch auf Funktionsge­
bühren. Das Nähere hat der Bundesminister für Arbeit und Soziales nach 
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Geltende Fassung 

Amtsdauer 

§ 70. Die Amtsdauer des Vorstandes und der Rechnungsprüfer währt jeweils 
fünf Jahre. Nach Ablauf der Amtsdauer haben der alte Vorstand beziehungsweise 
die alten Rechnungsprüfer die Geschäfte solange ~eiterzuführen, bis der neue 
Vorstand zusammentritt bzw. die neuen Rechnungsprüfer gewählt worden sind. 
Die Zeit der Weiterführung der Geschäfte durch den alten Vorstand bzw. durch 
die alten Rechnungsprüfer zählt auf die fünf jährige Amtsdauer des neuen 
Vorstandes bzw. der neuen Rechnungsprüfer. 

Angelobung der Versichertenvertreter 

§ 71. Der Präsident und dessen Stellvertreter sowie die Rechnungsprüfer sind 
von der Aufsichtsbehörde bei Antritt ihres Amtes in Eid und Pflicht zu nehmen. 
Die übrigen Versichertenvertreter und deren Stellvertreter hat der Präsident bei 
Antritt ihres Amtes auf Gehorsam gegen die Gesetze der Republik Österreich, 
Amtsverschwiegenheit sowie gewissenhafte und unparteiische Ausübung ihres 
Amtes zu verpflichten. 

Vorgeschlagene Fassung 

Anhörung des Hauptverbandes durch Verordnung unter Bedachtnahme auf 
den örtlichen Wirkungsbereich, die Zahl der Versicherten der Versiche­
rungsanstalt und eine Mindestdauer der Funktion zu bestimmen; dabei darf 
die für einen Monat zustehende Funktionsgebühr 90 vH des Betrages nicht 
übersteigen, der dem Anfangsbezug eines Mitgliedes des Nationalrates 
entspricht. 

3. Die Mitglieder der Verwaltungs~örper, soweit sie nicht unter Z 2 fallen, 
haben Anspruch auf Sitzungs geld, dessen Höhe durch Verordnung des 
Bundesministers für Arbeit und Soziales nach Anhörung des Hauptverban­
des je nach Sitzungsdauer in zwei Stufen festzusetzen ist; überschreitet die 
Sitzungsdauer vier Stunden, so gebührt ein Sitzungsgeld der höheren Stufe. 

§ 38 Abs. 4 ist anzuwenden. 

Amtsdauer 

§ 70. Die Amtsdauer des Vorstandes, der Rechnungsprüfer und der zehn 
ehemaligen Notare als Mitglieder der Hauptversammlung (§ 72 Abs. 1) währt 
jeweils fünf Jahre. Nach Ablauf der Amtsdauer haben der alte Vorstand, die alten 
Rechnungsprüfer bzw. die ehemaligen Notare die Geschäfte solange 
weiterzuführen, bis der neue Vorstand zusammentritt, die neuen Rechnungsprü­
fer bzw. die ehemaligen Notare als Mitglieder der Hauptversammlung gewählt 
worden sind. Die Zeit der Weiterführung der Geschäfte durch den alten 
Vorstand, durch die alten Rechnungsprüfer bzw. die ehemaligen Notare zählt auf 
die fünf jährige Amtsdauer des neuen Vorstandes, der neuen Rechnungsprüfer 
bzw. der neuen ehemaligen Notare. 

Angelobung der Versichertenvertreter 

§ 71. Der Präsident und dessen Stellvertreter sowie die Rechnungsprüfer sind 
von der Aufsichtsbehörde, die übrigen Versichertenvertreter und deren 
Stellvertreter vom Präsidenten anzugeloben und darauf hinzuweisen, daß sie bei 
der Ausübung ihres Amtes die Gesetze der Republik Österreich, die Satzung der 
Versicherungsanstalt und die darauf beruhenden sonstigen Rechtsvorschriften zu 
beachten haben und zur Amtsverschwiegenheit sowie zur gewissenhaften und 
unparteiischen .Ausübung ihres Amtes verpflichtet sind. 
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Geltende Fassung 

Hauptversammlung 

§ 72. (1) Die Ha,!.ptversammlung wird durch die jeweiligen Mitglieder des 
Delegiertentags der Osterreichischen Notariatskammer (§ 141 der Notariatsord­
nung) gebildet. Der Hauptversammlung gehören ohne Stimmrecht auch die 
Mitglieder des Vorstandes an, die nicht Mitglieder des Delegiertentags der 
Österreichischen Notariaiskammer sind. 

(2) und (3) unverändert. 

(4). Der Hauptversammlung ist jedenfalls vorbehalten 
1. die Wahl des Präsidenten, und zwar in einem gemeinsamen Wahlgang der 

Gruppen der Notare und der Notariatskandidaten; 
2. die Wahl der übrigen Mitglieder des Vorstandes und der zwei 

Rechnungsprüfer sowie deren Stellvertreter und zwar in getrennten 
Wahlgängen der Gruppen der Notare und der Notariatskandidaten; 

3. bis 8. unverändert. 

(5) und (6) unverändert. 

Vorgeschlagene Fassung 

Hauptversammlung 

§ 72. (1) Die Ha~ptversammlung wird durch die jeweiligen Mitglieder des 
Delegiertentags der Österreichischen Notariatskammer (§ 141 der Notariatsord­
nung) und zehn ehemalige Notare (§ 72 a) gebildet. Der Hauptversammlung 
gehören ohne Stimmrecht auch die Mitglieder des Vorstandes an, die nicht 
Mitglieder des Delegiertentags der Österreichischen Notariatskammer sind. 

(2) und (3) unverändert. 

(4) Der Hauptversammlung ist jedenfalls vorbehalten 
1. die Wahl des Präsidenten, und zwar in einem gemeinsamen Wahlgang der 

Gruppen der Notare, der Notariatskandidaten und der ehemaligen Notare; 
2. die Wahl der übrigen Mitglieder des Vorstandes und der drei 

Rechnungsprüfer sowie deren Stellvertreter, und zwar in getrennten 
Wahlgängen der Gruppen der Notare, der Notatiatskandidaten und der 
ehemaligen Notare; 

3. bis 8. unverändert. 

(5) und (6) unverändert. 

Wahl der ehemaligen Notare in die Hauptversammlung 

§ 72 a. (1) Von den ehemaligen Notaren werden für eine Amtsdauer (§ 70) 
zehn ehemalige Notare in die Hauptversammlung gewählt. 

(2) Die Versicherungsanstalt hat jedem ehemaligen Notar mindestens drei 
Monate vor Ablauf der Amtsdauer (§ 70) eine Liste der ehemaligen Notare und 
einen Stimmzettel für die Wahl zuzustellen. Der ausgefüllte Stimmzettel ist in 
einem geschlossenen Briefumschlag bis spätestens einen Monat vor Ablauf der 
Amtsdauer (§ 70) der Versicherungsanstalt zu übermitteln. Der Tag des Ablaufes 
dieser Frist ist gleichzeitig mit der Zustellung der Wahl unterlagen bekanntzuge­
ben. Nach diesem Tag einlangende Stimmzettel sind nicht zu berücksichtigen. 

(3) Gewählt sind jene ehemaligen Notare mit den meisten Stimmen. Wenn 
infolge von Stimmengleichheit mehr als die vorgesehene Anzahl von ehemaligen 
Notaren als gewählt gelten würden, entscheidet das Los. 

(4) Nimmt ein gewählterehemaliger Notar die Wahl nicht an, so gilt der nach 
der Stimmenzahl Nächstgereihte als gewählt. Erforderlichenfalls ist Abs. 3 
zweiter Satz anzuwenden. 
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Gel t end e Fa s s.u n g 

Vorstand 

§ 73. (1) Der Vorstand besteht aus dem Präsidenten, dessen Stellvertreter und 
zwei weiteren Mitgliedern. Der Präsident, dessen Stellvertreter und eines der 
beiden weiteren Vorstandsmitglieder (dessen Stellvertreter) hat der Gruppe der 
Notare, das andere (dessen Stellvertreter) der Gruppe der Notariatskandidaten 
anzugehören. 

(2) unverändert. 

(3) Der Präsident, dessen Stellvertreter und eines der beiden weiteren 
Vorstandsmitglieder müssen ihren Amtssitz (Dienstort) in Wien oder in einer 
solchen Entfernung von Wien haben, daß sie kurzfristig an den Sitz der Anstalt 
gelangen können. 

(4) bis (7) unverändert. 

Rechnungsprüfer 

§ 74. (1) Die beiden RechnungsprÜfer haben die gesamte Gebarung der 
Versicherungsanstalt jederzeit zu überwachen und zu diesem Zweck 
insbesondere die Buch- und Kassenführung und den Rechnungsabschluß zu . 
überprüfen. Sie haben über ihre Wahrnehmungen dem Vorstand zu berichten und 
die entsprechenden Anträge zu stellen. 

(2) Von den beiden Rechnungsprüfern hat einer (dessen Stellvertreter) der 
Gruppe der Notare, der andere (dessen Stellvertreter) der Gruppe der 
Notariatskandidaten anzugehören. Die Rechnungsprüfer (deren Stellvertreter) 
dürfen keinem Verwaltungskörper der Versicherungsanstalt angehören. 

(3) und (4) unverändert. 

Sitzungen 

§ 75. (1) unverändert. 

(2) Der ordnungsmäßig einberufene Vorstand ist bei Anwesenheit des 
Präsidenten (dessen Stellvertreters) und von mindestens der Hälfte seiner 

Vor g es chi ag e n e F ass u n g 

Vorstand 

§ 73. (1) Der Vorstand besteht aus dem Präsidenten, dessen Stellvertreter und 
drei weiteren Mitgliedern. Der Präsident, dessen Stellvertreter und eines der drei 
weiteren Vorstandsmitglieder (dessen Stellvertreter) hat der Gruppe der Notare, 
eines (dessen Stellvertreter) der Gruppe der Notariatskandidaten und eines 
(dessen Stellvertreter) der Gruppe der ehemaligen Notare anzugehören. 

(2) unverändert. 

(3) Der Präsident, dessen Stellvertreter und zwei der drei weiteren 
Vorstandsmitglieder müssen, sofern sie Versicherte sind, ihren Amtssitz 
(Dienstort), sofern sie ehemalige Notare sind, ihren Wohnort in Wien oder in 

. einer solchen Entfernung von Wien haben, daß sie kurzfristig an den Sitz der 
Anstalt gelangen können. 

(4) bis (7) unverändert. 

Rechnungsprüfer 

§ 74. (1) Die drei Rechnungsprüfer haben die gesamte Gebarung der 
Versicherungsanstalt jederzeit zu überwachen und zu diesem Zweck 
insbesondere die Buch- und Kassenführung und den Rechnungsabschluß zu 
überprüfen. Sie haben über ihre Wahrnehmungen dem Vorstand zu berichten und 
die entsprechenden Anträge zu stellen. 

(2) Von den drei Rechungsprüfern hat einer (dessen Stellvertreter) der Gruppe 
der Notare, einer (dessen Stellvertreter) der Gruppe der Notariatskandidaten und 
einer (dessen Stellvertreter) der Gruppe der ehemaligen Notare anzugehören. Die 
Rechnungsprüfer (deren Stellvertreter) dürfen' keinem Verwaltungskörper der 
Versicherungsanstalt angehören. 

(3) und (4) unverändert. 

Sitzungen 

§ 75. (1) unverändert. 

(2) Der ordnungsmäßig einberufene Vorstand ist bei Anwesenheit des 
Präsidenten (dessen Stellvertreters) und von mindestens drei weiteren Mitgliedern 
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Geltende Fassung 

Mitglieder beschlußfähig. Der Präsident (dessen Stellvertreter) zählt auf diese 
Mindestanzahl. 

(3) unverändert. 

(4) Die ordnungsmäßig einberufene Hauptversammlung ist, bei Anwesenheit 
des Präsidenten ( dessen Stellvertreters) und von Versichertenvertretern, die 
insgesamt mindestens zehn Stimmen führen, beschlußfähig. Davon müssen sieben 
Stimmen von Versichertenvertretern aus der Gruppe der Notare sein. Die 
Versichertenvertreter müssen überdies mindestens drei verschiedenen N otariats­
kollegien angehören. 

(5) unverändert. 

(6) Verstoßen Beschlüsse eines Verwaltungskörpers gegen Gesetz oder 
Satzung, so hat der Vorsitzende deren Durchführung vorläufig aufzuschieben 
und die Entscheidung der Aufsichtsbehörde einzuholen. 

Liquiditätsreserv-e 

§ 77 a. (1) Die Versicherungsanstalt hat durch Einlagen ilJ1 Sinne des § 78 
Abs. 1. Z 4 eine kurzfristig verfügbare Liquiditätsreserve zu bilden. Die 
Liquiditätsreserve hat am Ende eines Geschäftsjahres ein Vierzehnte! des 
Pensionsaufwandes dieses Jahres zu betragen (Sollbetrag). 

(2) Solange der Sollbetrag nicht erreicht ist, ist jährlich mindestens ein Drittel 
des im Rechnungsabschlußnachgewiesenen Gebarungsüberschusses der 
Liquiditätsreserve zuzuführen. 

(3) Bei Bedarf an flüssigen Mitteln zur Behebung einer vorübergehend 
ungünstigen Kassenlage ist vor anderen Maßnahmen die Liquiditätsreserve im 
notwendigen Ausmaß aufzulösen. Jede Verfügung über die Liquiditätsreserve 
bedarf der vorhergehenden Genehmigung durch den Bundesminister für Arbeit 
und SoziaIes im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen. Sinkt durch 
Verfügungen über die Liquiditätsreserve deren Stand unter den Sollbetrag, so ist 
die Liquiditätsreserve nach Wegfall der vorübergehend ungünstigen Kassenlage 

Vorgeschlagene Fassung 

beschlußfähig; von diesen müssen mindestens zwei der Gruppe der Notare 
angehören. Der Präsident (dessen Stellvertreter) zählt auf diese Mindestanzahl. 

(3) unverändert. 

(4) Die ordnungsmäßig einberufene Hauptversammlung ist bei Anwesenheit 
des Präsidenten (dessen Stellvertreters) und von weiteren Versichertenvertretern, 
die insgesamt mindestens dreizehn Stimmen. führen, beschlußfähig. Davon 
müssen jedenfalls zehn Stimmen von Versichertenvertretern aus der Gruppe der 
Notare und drei Stimmen von Versichertenvertretern ohne Rücksicht auf ihre 
Zugehörigkeit zu einer Gruppe sein. Die Versichertenvertreter, mit Ausnahme 
der ehemaligen Notare, müssen überdies mindestens drei verschiedenen 
Notariatskollegien angehören. 

(5) unverändert. 

(6) Verstoßen Beschlüsse eines Verwaltungskörpers gegen eine Rechtsvor­
schrift oder in einer wichtigen Frage gegen den Grundsatz der Zweckmäßigkeit 
der Gebarung, so hat der Vorsitzende ihre Durchführung vorläufig 
aufzuschieben und unter gleichzeitiger Angabe der Gründe für seine 
Vorgangsweise die Entscheidung der Aufsichtsbehörde einzuholen. 

Liquiditätsreserve 

§ 77 a. aufgehoben. 
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Geltende Fassung 

in entsprechender Anwendung der Bestimmungen der Abs. 1 und 2 auf das 
Ausmaß des Sollbetrages zu erhöhen. 

Vermögensanlage 

§ 78. (1) und (2) unverändert. 

(3) Im übrigen kann ·eine von den Vorschriften der Abs. 1 und 2 abweichende 
Veranlagungsart nur für jeden einzelnen Fall gesondert vom Bundesminister für 
Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
gestattet werden .. 

Maßnahmen zur Herstellung des Gleichgewichtes zwischen Einnahmen und 
Ausgaben 

§ 80. Reichen in einem Geschäftsjahr bei ei~em Beitragssatz von 20 vH und 
nach Auflösung der Liquiditätsreserve die Erträge an Versicherungsbeiträgen 
zuzüglich der sonstigen Einnahmen zur Deckung der Ausgaben voraussichtlich 
nicht aus, kann die Hauptversammlung zur Herstellung des Gleichgewichtes 
zwischen Ausgaben und Einnahmen, die Leistungen, ausgenommen das 
Berufsunfähigkeitsgeld, verhältnismäßig kürzen; hiebei ist der Hundertsatz der 
Kürzung für die Zusatzpension der Berufsunfähigkeits(Alters)pension doppelt so 
hoch festzusetzen, wie der des Grund- und Steigerungsbetrages der 
Berufsunfähigkeits(Alters)pension. Eine Pension kann höchstens bis zum jeweils 
geltenden Mindestbetrag (§§ 48 Abs. 8, 55 Abs. 6, 58) gekürzt werden. Dies gilt 
auch dann, wenn die allgemeine Rücklage in einem Geschäftsjahr nur mehr 25 vH 
der Ausgaben des vorangegangenen Geschäftsjahres beträgt. 

Aufsichtsbehörde 

§ 81. (1) unverändert. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann bestimmte Bedienstete 
dieses Bundesministeriums mit der Aufsicht über die Versicherungsanstalt 

Vorges~hlagene Fassung 

Vermögensanlage 

§ 78. (1) und (2) unverändert. 

(3) Beschlüsse der Verwaltungskörper über von den Vorschriften der Abs. 1 
und 2 abweichende Vermögensanlagen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung des Bundesministers für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen. Gegenstand solcher Beschlüsse können sowohl 
konkrete Vermögens anlagen in einem einzelnen Fall als auch durch gemeinsame 
Gruppenmerkmale gekennzeichnete und voraussichtlich vorzunehmende Vermö­
gensanlagen sein; letzterenfalls sind die wesentlichen Gruppenmerkmale (zB die 
Art und die sonstigen näheren Umstände der beabsichtigten Vermögensanlagen, 
insbesondere auch der vorzusehende Mindestertrag) im Beschlußwortlaut 
festzulegen. 

Maßnahmen zur Herstellung des Gleichgewichtes zwischen Einnahmen und 
Ausgaben 

§ 80. Reichen in einem Geschäftsjahr bei einem Beitragssatz von 20 vH die 
Erträge an Versicherungsbeiträgen zuzüglich der sonstigen Einnahmen zur 
Deckung der Ausgaben voraussichtlich nicht aus, kann die Hauptversammlung 
zur Herstellung des Gleichgewichtes zwischen Ausgaben und Einnahmen, die 
Leistungen, ausgenommen das Berufsunfähigkeitsgeld, verhältnismäßig· kürzen; 
hiebei ist der Hundertsatz der Kürzung für die Zusatzpension der 
Berufsunfähigkeits(Alters)pension doppelt so hoch festzusetzen, wie der des 
Grund- und Steigerungsbetrages der' Berufsunfähigkeits(Alters)pension. Eine 
Pension kann höchstens bis zum jeweils geltenden Mindestbetrag (§§ 48 Abs. 8, 
55 Abs. 5, 58) gekürzt werden. Dies gilt auch dann, wenn die allgemeine 
Rücklage in einem Geschäftsjahr nur mehr 25 vH der Ausgaben des 
vorangegangenen Geschäftsjahres beträgt. 

Aufsichtsbehörde 

§ 81. (1) unverändert. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann bestimmte Bedienstete 
. dieses Bundesministeriums mit der Aufsicht über die Versicherungsanstalt 
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Geltende Fassung 

betrauen. Den mit der Ausübung der Aufsicht betrauten Bediensteten können 
Aufwandsentschädigungen gewährt werden, deren Höhe der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
festzusetzen hat. 

(3) Der Vertreter der Aufsichtsbehörde kann gegen Beschlüsse eines 
Verwaltungskörpers, die gegen Gesetz oder Satzung verstoßen, Einspruch mit 
aufschiebender Wirkung erheben. Der Vorsitzende hat die Durchführung des 
Beschlusses, gegen den Einspruch erhoben worden ist, vorläufig aufzuschieben 
und die Entscheidung der Aufsichtsbehörde einzuholen. 

Aufgaben der Aufsicht 

§ 82. (1) Die Aufsichtsbehörde hat die Gebarung der Versicherungsanstalt 
dahin zu überwachen, daß Gesetz und Satzung beachtet werden. Sie kann ihre 
Aufsicht auf Fragen der Zweckmäßigkeit erstrecken; sie ,soll sich in diesem Fall 
auf wichtige Fragen beschränken und in das Eigenleben und die Selbstverantwor­
uing der Versicherungsanstalt nicht unnötig eingreifen. Die Aufsichtsbehörde 
kann in Ausübung des Aufsichtsrechtes Beschlüsse der Verwaltungskörper 
aufheben. 

(2) bis (5) unverändert. 

Anpassungsfaktor für das Jahr 1972 

, § 90. (1) unverändert. 

(2) Die in den §§ 9 Abs. 2, 26 Abs.1, 48 Abs.1 und 8, 55 Abs. 6, 58, 61 und 62 
genannten festen Beträge sind erstmalig ab 1. Jänner 1973 mit dem 
Anpassungsfaktor zu vervielfachen. 

Erhöhung von Pensionen, auf die die bisherigen Vorschriften anzuwenden sind 

§ 93. (1) Die Pension, für die gemäß § 92 Abs. 1 und 2 noch die bisherigen 
Vorschriften gelten, sind vor der Anwendung der Bestimmungen über den 
Mindestbetrag (§§ 48 Abs. 8, 55 Abs.6, 58) unbeschadet der übrigen auf sie 
anzuwendenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, um die Hundertsätze 

Vorgeschlagene Fassung 

betrauen. Den mit der Ausübung der Aufsicht betrauten Bediensteten (deren 
Stellvertretern) sind Aufwandsentschädigungen zu gewähren, deren Höhe 35 vH 
der niedrigsten Funktionsgebühr (§ 67 Abs. 5) für den Präsidenten (dessen 
Stellvertreter) entspricht. 

(3) Der Vertreter der Aufsichtsbehörde kann gegen Beschlüsse eines 
V erwaltungskörper~, die gegen eine Rechtsvorschrift verstoßen, Einspruch mit 
aufschiebender Wirkung erheben. Der Vorsitzende hat die Durchführung des 
Beschlusses, gegen den Einspruch erhoben worden ist, vorläufig aufzuschieben 
und die Entscheidung der Aufsichtsbehörde einzuholen. 

Aufgaben der Aufsicht 

§ 82. (1) Die Aufsichtsbehörde hat die Gebarung der Versicherungsanstalt zu 
überwachen und darauf hinzuwirken, daß im Zuge dieser Gebarung nicht gegen 
Rechtsvorschriften verstoßen wird. Sie kann ihre Aufsicht auf Fragen der 
Zweckmäßigkeit erstrecken; sie soll sich in diesem Fall auf wichtige Fragen 
beschränken und in das Eigenleben und die Selbstverantwortung der 
Versicherungsanstalt nicht unnötig eingreifen. Die Aufsichtsbehörde kann in 
Ausübung des Aufsichtsrechtes Beschlüsse der Verwaltungskötper aufheben. 

(2) bis (5) unverändert. 

Anpassungsfaktor für das Jahr 1972 

§ 90. (1) unverändert. 

(2) Die in den §§ 9 Abs. 2, 26 Abs.1, 48 Abs.l und 8, 55 Abs. 5, 58, 61 und 62 
genannten festen Beträge sind erstmalig ab 1. Jänner 1973 mit dem 
Anpassungsfaktor zu vervielfachen. 

Erhöhung von Pensionen, auf die die bisherigen Vorschriften anzuwenden sind 

§ 93. (1) Die Pension, für die gemäß § 92 Abs. 1 und 2 noch die bisherigen 
Vorschriften gelten, sind vor der Anwendung der Bestimmungen über den 
Mindestbetrag (§§ 48 Abs. 8, 55 Abs.5, 58) unbeschadet der übrigen auf sie 
anzuwendenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, um die Hundertsätze 
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Geltende Fassung 

nach Abs. 2'entsprechend dem Zeitraum, in dem die Pension angefallen ist, zu 
erhöhen. 

(2) bis (5) unverändert. 

Wirksamkeits beginn 

§ 100. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1972 in Kraft. 

Vollziehung des Bundesgesetzes 

§ 101. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist hinsichtlich der 
Bestimmungen des § 19 über 'die Gebühren- und Abgabenbefreiung, soweit sie 
eine Befreiung von den Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren vorsehen, der 
Bundesminister für Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit 
und Soziales und dem Bundesminister für Finanzen, soweit sie sich auf die 
Befreiung von den Bundesverwaltungsabgaben beziehen, die Bundesregierung 
sowie hinsichtlich der Bestimmung des § 8, soweit sie sich auf eine Ergänzung der 
Notariatsordnungbezieht und hinsichtlich der Bestimmung des § 65, soweit sie 
sich auf das Leistungsstreitverfahren erster und zweiter Instanz bezieht, der 
Bundesminister für Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit 
und Soziales, hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales betraut. 

Vorgeschlagene Fassung 

nach Abs. 2 entsprechend dem Zeitraum, in dem die Pension angefallen ist, zu 
erhöhen. 

(2) bis (5) unverändert. 

Vollziehung des Bundesgesetzes 

§ 100. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist hinsichtlich der 
Bestimmungen des § 19 über die Gebühren- und Abgabenbefreiung, soweit sie 
eine Befreiungvon den Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren vorsehen, der 
Bundesminister für Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit 
und Soziales und dem Bundesminister für Finanzen, soweit sie sich auf die 
Befreiung von den Bundesverwaltungsabgaben beziehen, die Bundesregierung 
sowie hinsichtlich der Bestimmung des § 8, soweit sie sich auf eine Ergänzung der 
Notariatsordnung bezieht und hinsichtlich der Bestimmung des § 65, soweit sie 
sich auf das Leistungsstreitverfahren erster und zweiter Instanz bezieht, der 
Bundesminister für Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit 
und Soziales, hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales betraut. 

Wirksamkeits beginn 

§ 101. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner1972 in Kraft. 

§ 102. (1) Die§§ 2 Z 5 bis 13,7 Abs. 1,26,32,53,54,55,56,59,60 Abs. 1,2 
und 3, 64 a, 64 b, 64 c, 65, 67 Abs.,1, 3 und 5, 70, 71, 72 Abs. 1 und Abs. 4 Z 1 und 
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Geltende, Fassung Vorgeschlagene Fassung 

2,72 a, 73 Abs. 1 und 3, 74 Abs. 1 und 2, 75 Abs. 2,4 und 6, 77 a, 78 Abs. 3,80,81 
Abs. 2 und 3,82 Abs. 1,90 Abs. 2,93 Abs. 1,100,101 und 102 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBL Nr. xxxi 199x treten mit 1. Jänner 1994 in Kraft. 

(2) § 2 2 13 (alt) wird rückwirkend mit 1. Juli 1993 aufgehoben. 

(3) Der Präsident und dessen Stellvertreter, die nach der am 31. Dezem­
ber 1993 abgelaufenen Amtsdauer des Vorstandes weiterhin Versicherungsvertre­
ter sind und mindestens fünf Jahre hindurch eine Funktion ausgeübt haben, haben 
weiterhin Anspruch auf Anwartschaften (Pensionen) nach den Bestimmungen des 
§ 67 Abs. 5 und den darauf beruhenden Rech~svorschriften 'in der am 
31. Dezember 1993 in Geltung gestandenen Fassung, 

(4) Die Bestimmungen des § 67 Abs. 5 in der am 31. Dezember 1993 in Geltung 
gestandenen Fassung und die darauf beruhenden Rechtsvorschriften Sind, soweit 
sie sich auf Entschädigungsleistungen an aus ihrer Funktion ausgeschiedene 
Präsidenten und deren Stellvertreter sowie die Hinterbliebenen der Genannten 
beziehen, auf die im Abs, 3 angeführten, aber aus ihrer Funktion bis spätestens zu 
der am 31. Dezember 1993 abgelaufenen Amtsdauer des Vorstandes ausgeschie­
denen Personen sowie deren Hinterbliebene weiterhin anzuwenden. 
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